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0 Zusammenfassung

Aufgrund des russischen Angriffskriegs sind seit Februar 2022 mehr als eine Million Men-
schen aus der Ukraine nach Deutschland gefliichtet. Seit Juni 2022 kénnen diese Personen,
sofern sie eine Aufenthaltserlaubnis oder eine Fiktionsbescheinigung tber einen beantrag-
ten Aufenthaltstitel haben, Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch

(§ 74 SGB 1) beziehen. Mehr als 700 000 Gefliichtete beziehen seitdem SGB II-Leistungen.
Der Bundesrechnungshof hat zwischen Oktober und Dezember 2022 die Zugangsvorausset-
zungen zur erstmaligen SGB lI-Leistungsgewahrung an Gefliichtete aus der Ukraine sowie
ihre Beratung und Aktivierung durch die Jobcenter gepriift. Er hat hierzu 161 Falle aus drei
Jobcentern in gemeinsamer Einrichtung (gE) und einem Jobcenter in zugelassener kommu-
naler Tragerschaft (zkT) einbezogen. Er hat tGberprift, welche Aufenthaltstitel alle gk (zum
Erhebungszeitpunkt gab es 301 gE) an die Statistik der Bundesagentur fiir Arbeit (Bundes-
agentur) zu den Gefliichteten meldeten und wie sie Sprachkenntnisse dokumentierten und
forderten. Nach Auswertung der Stellungnahmen des Bundesministeriums fiir Arbeit und So-
ziales (Bundesministerium), der Bundesagentur und des Hessischen Landesministeriums
(Landesministerium) stellt der Bundesrechnungshof das Priifungsergebnis wie folgt abschlie-
Rend fest:

0.1 Vor dem SGB lI-Leistungsbezug bezogen viele Gefliichtete gegeniiber dem SGB Il vor-
rangige Asylleistungen. Bei jedem dritten Fall hatten die Jobcenter den Asylleistungs-
stellen den SGB II-Leistungsbeginn entgegen ihrer gesetzlichen Verpflichtung (§ 74
Absatz 5 SGB Il) nicht mitgeteilt und eventuelle Doppelzahlungen sowie Erstattungs-
anspriiche der Asylleistungsstellen nicht geprift oder nicht dokumentiert. Der Bun-
desrechnungshof hat den Jobcentern empfohlen, versdumte Meldungen liber den
SGB llI-Leistungsbezug sowie die Priifung von Doppelzahlungen umgehend nachzuho-
len und ggf. liberzahlte Asylleistungen zu erstatten. Die Bundesagentur ist der Auffas-
sung, ihre Fachlichen Weisungen zu § 74 SGB Il konnten Doppelzahlungen hinrei-
chend verhindern. Das Landesministerium hat Informationsliicken zwischen
Jobcentern und Asylleistungsstellen in Einzelfallen nicht ausgeschlossen, sieht aber
flir die hessischen Jobcenter kein grundsatzliches Problem. Es geht aber von einem
kleiner werdenden Problem aus. Der Bundesrechnungshof hélt an seinen Empfehlun-
gen fest und betont, dass ein ordnungsgemaBer Rechtskreiswechsel ein- und nachzu-
halten ist. Er behalt sich eine Kontrollprifung vor. (Textziffer 2.1)

0.2 Die fir den SGB ll-Leistungsbezug fir die Gefliichteten notwendige Aufenthaltser-
laubnis oder Fiktionsbescheinigung liber einen beantragten Aufenthaltstitel fehlte in
5 % der gepriiften Leistungsfille. Das Ergebnis der Prifung bei allen 301 gE (Monat:
September 2022) war mit 7 % (dies entspricht ca. 20 000 Personen) noch hoher. Au-
Rerdem hatten die 301 gE bei 4 % (entspricht ca. 11 000 Personen) Aufenthaltstitel
erfasst, die nicht zum SGB lI-Leistungsbezug berechtigten (Aufenthaltsgestattungen
und Duldungen). Damit hatten die Jobcenter bei 31 000 Personen SGB ll-Leistungen
zu Unrecht gewahrt. Allein im Betrachtungsmonat September 2022 kdnnte dies rech-
nerisch bei allen gk SGB lI-Leistungen von bis zu 27,4 Mio. Euro betreffen.



0.3

0.4

0.5

Der Bundesrechnungshof hat die Jobcenter aufgefordert, den aufenthaltsrechtlichen
Status konsequent vor Leistungsbewilligung zu priifen und dies zu dokumentieren.
Fehlende Angaben sollten die Jobcenter nacherfassen und Leistungsbeziige aufgrund
nicht vorhandener oder nicht zum SGB II-Bezug berechtigender Aufenthaltstitel Gber-
priifen. Die Jobcenter sagten eine Uberpriifung zu. Die Bundesagentur hat angefiihrt,
dass die gE auf abrufbare Eintragungen der Auslanderbehérden (ABH) von Aufent-
haltstiteln im Auslanderzentralregister (AZR) angewiesen seien. Der Bundesrech-
nungshof sieht es als sachgerecht an, dass die Bundesagentur die Regionaldirektio-
nen zur Thematik sensibilisiert und die gE in einer neuen Weisung aufgefordert hat,
Datenliicken zu schlieBen. Dies sollten die Jobcenter fachaufsichtlich begleiten.
(Textziffern 2.2 und 2.3)

Gut die Halfte der gepriften Lebenslaufe wiesen teils erhebliche Erfassungsliicken
auf, z. B. Angaben zur Berufsausbildung und Berufsaustibung. Der Bundesrechnungs-
hof hat die Jobcenter aufgefordert, diese Liicken zu schlieRen und die Datenqualitat
fachaufsichtlich nachzuhalten. Das Bundesministerium und die Bundesagentur erwar-
ten durch den im Oktober 2023 ins Leben gerufenen Jobturbo zur Integration Ge-
flichteter substanzielle Verbesserungen. Vorgesehen seien u.a. intensivierte Bera-
tungen und Suchlaufe nach Datenliicken sowie neue Verfahrens- und
Fachaufsichtshilfen der Bundesagentur. Der Bundesrechnungshof wird dies beobach-
ten. (Textziffer 3.1)

Zum Prifungszeitpunkt Ende 2022 waren bei den vier Jobcentern registrierten Ge-
flichteten Uberwiegend (76 %) keine deutschen Sprachkenntnisse erfasst. Bei allen
301 gE waren es 85 %. Die Gefliichteten sind auf eine zligige Sprachbildung und damit
auf freie Integrationskursplatze und vielfach auch auf Kinderbetreuungsmoglichkei-
ten angewiesen. Fir Integrationskurse Angemeldete warteten mehrere Monate bis
zu ihrem Kursbeginn. Kinderbetreuungsplatze standen begrenzt, aber nicht in ausrei-
chender Anzahl zur Verfiigung. Nach Angaben der Bundesagentur waren im 1. Quar-
tal 2024 90 000 Integrationskursplatze frei. Diese sollten die Jobcenter kennen und
hierzu beraten. Hinsichtlich der Kinderbetreuungsplatze hat die Bundesagentur die
Verantwortung der Kommunen betont. Hinweise des Bundesrechnungshofes zur Su-
che nach Kinderbetreuungspldtzen habe sie in Fachliche Weisungen aufgenommen.
Uberdies habe sie dafiir gesorgt, dass FachaufsichtsmaRnahmen kiinftig auch Sprach-
dokumentationen und Prozesse um Integrationskurse enthalten. Dies lasst Prozess-
verbesserungen erwarten. Der Bundesrechnungshof erwartet, dass das Landesminis-
terium bei den beaufsichtigten Jobcentern ebenfalls entsprechende Impulse setzt.
(Textziffer 3.2)

Erstberatungsgesprache hatten haufig noch nicht stattgefunden — trotz mehrmonati-
ger Leistungsbeziige. Bei erfassten Integrationshemmnissen war bei jedem flinften
Fall kein Plan zum Abbau der Hemmnisse erkennbar. Bei einem Drittel erfassten In-
tegrationsfachkrafte (IFK) der gk scheinbare personliche oder telefonische Beratungs-
gesprache, die aber nicht stattgefunden hatten. Der Bundesrechnungshof hat den
Jobcentern dringend empfohlen, fehlende Erstberatungen umgehend nachzuholen,
Handlungsstrategien zu vereinbaren und nur dann Beratungsgesprache zu erfassen,



0.6

wenn diese auch stattgefunden haben. Die Bundesagentur hat die Feststellungen zur
verbesserungsbedirftigen Prozessqualitat bestatigt. Sie sagte zu, die Jobcenter zu
Scheinberatungen aufzukldaren, um diese kiinftig zu vermeiden. Zudem habe sie die
fachlichen Weisungen um Hinweise zur Erfassung von Handlungsstrategien erganzt.
Sie wolle weitere Hinweise an die g mit den Voraussetzungen zur Erstellung von Be-
ratungsvermerken erstellen und Fachliche Weisungen um Priifungsfeststellungen und
Empfehlungen des Bundesrechnungshofes und der Internen Revision erganzen. Der
Bundesrechnungshof erwartet durch die zugesagten MalRnahmen Verbesserungen.
(Textziffer 3.3)

Viele Gefliichtete verfiigten Gber in der Ukraine erworbene Berufsabschliisse. Diese
konnen Grundlage und Sprungbrett fiir eine qualifikationsadaquate Beschaftigung in
Deutschland sein. Die IFK dokumentierten nur in Einzelfallen, dass sie Gefliichtete zur
Anerkennung der Berufsabschliisse beraten hatten. Der Bundesrechnungshof hat die
Jobcenter aufgefordert, diese Beratungen deutlich zu intensivieren und durch fach-
aufsichtliche MaBnahmen entsprechende Beratungen fiir alle Gefliichteten mit
Berufsabschlissen sicherzustellen. Die Bundesagentur habe zwischenzeitlich Multipli-
katoren fiir die Anerkennungsberatung geschult und ein entsprechendes Selbstlern-
tool zur Verfiigung gestellt. Auch sei die Zusammenarbeit mit externen Beratungs-
stellen intensiviert worden (z. B. durch gemeinsame Beratungsstellen oder
Personalgestellungen). Die Fachliche Weisung wolle sie bis Ende 2024 vollstandig
Uberarbeiten. Die ergriffenen MaBnahmen erscheinen sachgerecht. Der Bundesrech-
nungshof erwartet auch mit Blick auf die zkT entsprechende MaRnahmen.

(Textziffer 3.4)



1 Ausgangslage

1.1 Zugang der Geflichteten in das SGB Il

Aufgrund des im Februar 2022 begonnenen russischen Angriffskrieges auf die Ukraine fliich-
teten mehrere Millionen Menschen aus der Ukraine nach Europa. In Deutschland waren im

Februar 2023 1,1 Mio. aus der Ukraine Gefllichtete im Auslanderzentralregister (AZR) regis-

triert, ca. 1 Mio. mehr als Ende Februar 2022.

Seit Juni 2022 kdénnen diese Personen, insofern sie erkennungsdienstlich behandelt wurden,
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) oder eine Fiktionsbeschei-
nigung! nach § 81 AufenthG Uber einen beantragten Aufenthaltstitel haben und hilfebedirf-
tig sind, Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) beziehen. Sie erhalten
damit auch Zugang zum Arbeitsmarkt und Unterstlitzung der Jobcenter durch Beratung und
FordermaBnahmen. Die Leistungen nach dem SGB Il sind gegeniiber den Asylleistungen vor-
rangig. Der Gesetzgeber verabschiedete dazu Ende Mai 2022 den neuen § 74 SGB 112. Zu § 74
SGB Il erlieR die Bundesagentur fir Arbeit (Bundesagentur) fur die Jobcenter in gemeinsa-
mer Einrichtung (gE) in Abstimmung mit dem Bundesministerium fir Arbeit und Soziales
(Bundesministerium) am 23. Mai 2022 Fachliche Weisungen.? Fiir die zugelassenen kommu-
nalen Trager (zkT) galten diese Weisungen nicht. Sie konnten dazu eigene dezentrale Rege-
lungen treffen.

Nach der Statistik* der Bundesagentur haben im Juni 2022 rund 551 000 der aus der Ukraine
Geflichteten SGB Il-Leistungen bezogen, im April 2023 waren es 712 000 Personen und im
Marz 2024 rund 711 000 Personen, darunter mehr als zwei Drittel als ,,erwerbsfdhig gemel-
dete Personen” (geP).

1.2 Inhalt und Ablauf der Prifung

Wir haben zwischen Oktober und Dezember 2022 die SGB lI-Leistungsgewdhrung an Ge-
flichtete aus der Ukraine sowie ihre Beratung und Aktivierung durch die Jobcenter geprift.
Wir haben hierzu 161 Falle aus drei Jobcentern gk und einem Jobcenter zkT einbezogen. Wir
haben auRerdem Uberpriift, welche Aufenthaltstitel alle 301 gE (zum Zeitpunkt der

Vor Erteilung der Aufenthaltserlaubnis erhalten die Antragsstellenden eine sogenannte Fiktionsbescheini-
gung (§ 81 AufenthG). Auch diese berechtigt zu SGB ll-Leistungen.

§ 74 SGB Il war Teil des am 23. Mai 2022 vom Bundestag beschlossenen , Gesetzes zur Regelung eines So-
fortzuschlages und einer Einmalzahlung in den sozialen Mindestsicherungssystemen sowie zur Anderung
des Finanzausgleichsgesetzes und weiterer Gesetze”. BGBI. Jahrgang 2022, Teil I, Nr. 17, ausgegeben am

27. Mai 2022 (S. 760 ff.).

Die Fachliche Weisung wurde zum 20. Februar 2023 von der Bundesagentur punktuell angepasst.
Bundesagentur fiir Arbeit, , Berichterstattung zu den Auswirkungen der Fluchtmigration aus der Ukraine auf
den deutschen Arbeitsmarkt und die Grundsicherung fur Arbeitsuchende” (Monatsberichte).



Erhebungen gab es 301 gE)° an die Statistik der Bundesagentur zu den Gefliichteten melde-
ten. Wir haben den Jobcentern dazu vor der Priifung einen Fragebogen libersandt und ein-
zelne Vertreterinnen und Vertreter der Jobcenter zum Priifungsthema interviewt. Fiir die
Fallerhebung haben wir die IT-Verfahren der Jobcenter fiir die Vermittlung, Beratung sowie
Leistungsgewahrung genutzt. Die Jobcenter konnten unsere zum Erhebungsende erérterten
Feststellungen auswerten und sich dazu dufRern. Riickmeldungen der Jobcenter haben wir
beim Abfassen dieser Prifungsmitteilung bericksichtigt.

Die vorlaufigen Ergebnisse unserer Priifung teilten wir dem Bundesministerium mit. Auler-
dem unterrichteten wir den Vorstand der Bundesagentur und das zustandige Landesministe-
rium. Wir gaben dem Bundesministerium, der Bundesagentur und dem Landesministerium
Gelegenheit zur Stellungnahme. Die vorliegende AbschlieRende Prifungsmitteilung beriick-
sichtigt die drei Stellungnahmen. Die Erkenntnisse beziehen sich im Wesentlichen auf den
Sachstand zum Zeitpunkt der Erhebungen Ende 2022. Soweit auf der Grundlage der Stellung-
nahmen maoglich, sind auch nach diesem Zeitpunkt eingetretene Entwicklungen beriicksich-
tigt. Wir behalten uns eine Aktualisierung der Prifungserkenntnisse im Rahmen einer weite-
ren Prifung vor.

1.3 Organisatorische MalBnahmen der Jobcenter

Ein Jobcenter (gE) betreute die Gefllichteten in dem bestehenden sogenannten Integration
Point.® Die anderen drei Jobcenter hatten keine spezialisierte Betreuung organisiert. Wir ha-
ben keine besonderen Vor- und Nachteile der verschiedenen Organisationsmodelle festge-
stellt.

Drei Jobcenter fiihrten vor dem Bezug von SGB II-Leistungen Beratungsveranstaltungen (sog.
Gruppeninformationsveranstaltungen) fiir Gefllichtete durch, die Asylleistungen bezogen.
Sie vermittelten den Gefliichteten darin mithilfe hinzugezogener Dolmetscher erste Informa-
tionen zu den Leistungen des SGB I, einer Antragstellung und den Maoglichkeiten, sich von
den Jobcentern bei der Integration in Arbeit unterstiitzen zu lassen. Die Asylleistungsstellen
Ubermittelten den Jobcentern hierzu auf Anfrage Listen von Gefllichteten im Asylleistungs-
bezug. Die Jobcenter handigten den Teilnehmenden bei diesen Veranstaltungen personen-
bezogene Fragebdgen aus, deren Beantwortung eine spatere Leistungsbearbeitung sowie
die vermittlerische Beratung und Unterstitzung durch die Jobcenter erleichtern sollte.

Einzelne Beschaftigte der Jobcenter erhielten und nutzten den Zugriff auf bei den Einwoh-
nermeldedamtern (Namen, Meldeadresse) und im AZR? (z. B. Namen, biometrische Daten,

5 Da zwei gF zu einer gE fusionierten, gibt es derzeit 300 gE und 404 Jobcenter insgesamt.

6 Kooperation des Jobcenters und der értlichen Agentur fiir Arbeit, um Gefliichteten zu SGB Il-Leistungen,
Qualifizierung und einer Erwerbstatigkeit zu verhelfen.

7 Die gE konnten liber das sogenannte Kerndatensystem des Bundes auf im Ausldnderzentralregister gespei-
cherte Daten zugreifen. Die gE nutzten hierzu die von der Bundesagentur fiir Arbeit im gE-Fachverfahren
STEP hinterlegte IT-Schnittstelle zum Kerndatensystem.



aufenthaltsrechtlicher Status) geflihrte, personenbezogene Daten. Dies unterstitzte die An-
tragsbearbeitung und Betreuung.

2 Prifung der Leistungsgewahrung
(Zugangsvoraussetzungen)

Wir haben gepriift, ob die aus der Ukraine gefliichteten erwerbsfahigen Leistungsberech-
tigte (ELB) die Anspruchsvoraussetzungen der gewahrten SGB II-Leistungen erfillten. Wir ha-
ben dazu die Zugangsvoraussetzungen fiir erstmalige SGB ll-Leistungsgewahrungen bei

161 ELB?® gepruft. Diese bezogen mehrheitlich seit Juni 2022 SGB Il-Leistungen (86 %).° Die
individuell gewdhrten Leistungen der daran anschlieffenden Folgemonate haben wir nicht
gepruft.

2.1 Intransparenter Rechtskreiswechsel: Doppelzahlungen
nicht ausgeschlossen

Ausgangslage

Fir aus der Ukraine Gefllichtete besteht ab Juni 2022 ein SGB lI-Leistungsanspruch (§ 74 Ab-
satz 5 SGB Il). Zuvor konnten sie Asylleistungen erhalten (§ 1 Absatz 1 Asylbewerberleis-
tungsgesetz (AsylbLG)). Die Leistungen nach dem SGB Il sind gegeniiber den Asylleistungen
vorrangig.'? Die Asylleistungsstellen konnten Asylleistungen fir Personen mit einem An-
spruch auf Leistungen nach dem SGB Il Gbergangsweise bis August 2022 verlangern (§ 1 Ab-
satz 1 Nummer 8 i.V.m. § 18 AsylbLG) und sich diese von den Jobcentern nach MaRgabe des
§ 104 SGB X erstatten lassen (§ 74 Absatz 5 Satz 4 SGB Il). Sofern Gefllichtete nach

§ 18 AsylbLG leistungsberechtigt waren, mussten die Jobcenter die SGB II-Leistungsbewilli-
gungen den Asylleistungsstellen fir die Ermittlung des Erstattungszeitraumes und der Erstat-
tungssumme mitteilen (§ 74 Absatz 5 Satz 3 SGB II). Fiir eventuelle Erstattungsforderungen
mussten sie zudem im Blick behalten, wann Asylleistungen endeten. Diese Regelungen soll-
ten Versorgungsliicken bei den Gefliichteten und eine Uberforderung der Jobcenter bei der
Bewaltigung der ab Juni 2022 einsetzenden Antragsflut auf SGB II-Leistungen vermeiden hel-
fen.

8  Kriterien: erwerbsfihiges Alter (15 bis 67 Jahre), Einreise nach dem 23. Februar 2022, SGB II-Leistungen frii-
hestens ab Juni 2022, Registrierung in IT-Verfahren der Jobcenter.

9 Zeitpunkte der erstmaligen SGB ll-Leistungsanspriiche im Jahr 2022 auf Basis der Bewilligungsbescheide der
Jobcenter (gerundet): Juni 2022: 139 von 161 Fallen (86 %), Juli: 4 %, August: 6 %, September: 4 %, Oktober:
1 %, November und Dezember: je 0 %.

10§74 Absatz 5 Satz 2 SGB Il



Feststellungen

Bei 61 der 161 gepriiften Falle (38 %) war nicht erkennbar, dass die Jobcenter die Asylleis-
tungsstellen lber die SGB II-Leistungsbewilligung informiert hatten. In diesen Fallen hatten
die Jobcenter auch nicht dokumentiert, ob die Gefliichteten noch Asylleistungen nach dem
AsylbLG bezogen oder seit wann sie diese nicht mehr bezogen. Alle vier Jobcenter hatten bei
diesen Fallen bei den Asylleistungsstellen vor der Bewilligung von SGB Il-Leistungen Listen
mit Personendaten von aus der Ukraine Gefliichteten im Asylleistungsbezug eingeholt. Das
Jobcenter A hatte liberdies mit der Asylleistungsstelle und dem Sozialamt (SGB XlI) soge-
nannte Pendellisten vereinbart, die Personen mit Anspriichen nach dem AsylblLG, dem SGB Il
und SGB XII enthielten.

Dennoch wiesen weder die Listen noch sonstige Vermerke der Jobcenter in den elektroni-
schen Akten der Gefliichteten im SGB ll-Leistungsbezug das tatsachliche oder anstehende
Ende ihrer Asylleistungen aus. Sie wiesen auch nicht aus, ob die Asylleistungsstellen Asylleis-
tungen Uber Juni 2022 hinaus weiterzahlten.

Die Jobcenter hatten bei diesen Fallen auch nicht erkennbar gepriift oder dokumentiert (z. B.
in der elektronischen Akte der jeweiligen Personen im SGB II-Leistungsbezug), ob eventuelle
Erstattungsanspriche der fir die Asylleistungen zustdndigen Behorden bestanden. Fachauf-
sichtsmalRnahmen waren ebenfalls nicht erkennbar.

In den Ubrigen 100 Fallen lag entweder kein Rechtskreiswechsel vor, d. h. die Geflliichteten
erhielten vor der Antragstellung auf SGB II-Leistungen keine Asylleistungen, oder in den
elektronischen Akten der Jobcenter (eAkte) waren Einstellungsbescheide oder sonstige Asyl-
leistungsinformationen der Asylleistungsstellen (z. B. Erstattungsanspriiche) gespeichert.

2.2 Fur SGB ll-Leistungen notwendige Aufenthaltstitel nicht
dokumentiert

Ausgangslage

Der SGB ll-Leistungsbezug von aus der Ukraine Gefllichteten setzt eine Aufenthaltserlaubnis
(§ 24 Absatz 1 AufenthG) oder eine Fiktionsbescheinigung Gber einen beantragten Aufent-
haltstitel (§ 81 Absatz 5 AufenthG) voraus.

Bei ihren monatlichen Datenmeldungen an die Statistik der Bundesagentur sollen die Job-
center auch Einreise- und Aufenthaltsdaten (z. B. Aufenthaltstitel) melden. Fiktionsbeschei-
nigungen stellen selbst keinen Aufenthaltstitel dar. Die Jobcenter miissen diese daher im Ge-
gensatz zu anderen personenbezogenen Daten der ELB nicht an die Statistik der
Bundesagentur melden.

10



Feststellungen bei den vier einbezogenen Jobcentern

Bei 8 der 161 gepriften Falle (5 %) lagen den Jobcentern zum Zeitpunkt der SGB IlI-Leis-
tungsbewilligung keine Fiktionsbescheinigungen oder Aufenthaltserlaubnisse vor. Die Job-
center hatten diese erst Tage und Wochen nach der Bewilligung in den IT-Verfahren ver-
merkt oder eingescannt (im Schnitt 17 Tage danach). Die Jobcenter hatten auch nicht
dokumentiert, dass sie vor der Leistungsgewdhrung die im AZR hinterlegten aufenthalts-
rechtlichen Informationen geprift hatten.

Feststellungen bei allen 301 g™

Wir haben auch die von allen 301 gE an die Bundesagentur gemeldeten statistischen Daten
zum Aufenthaltsstatus anhand des Gesamtdatenpools!? der Bundesagentur mit Stand
30. September und 31. Dezember 2022 ausgewertet.

Zum Stichtag 30. September 2022 hatten die gE fiir 19 700 der 279 000 (7 %) aus der Ukraine
gefliichteten ELB3 mit SGB II-Bezug noch keine Aufenthaltserlaubnisse in ihren IT-Verfahren
erfasst. Am 31. Dezember 2022 betraf dies noch 4 %, d.h. 8 000 der 215 000** aus der Ukra-

ine gefliichteten ELB.

Wir wussten nicht, ob hierunter auch Falle mit Fiktionsbescheinigung waren. Die Jobcenter
missen hierzu keine Informationen an die Statistik der Bundesagentur melden. Die Anzahl
der Falle ohne Vorliegen der tatbestandlichen Voraussetzung fiir einen SGB II-Bezug konnte
sich dann reduzieren, wenn eine Fiktionsbescheinigung existiert.

2.3 Fir SGB ll-Leistungen unzulassige Aufenthaltstitel erfasst

Ausgangslage

Personen mit Duldung oder Aufenthaltsgestattung konnen asylleistungsberechtigt (§ 1 Ab-
satz 1 Nummer 1 und 4 AsylbLG) sein. Sie sind hingegen nicht berechtigt, SGB Il-Leistungen
zu beziehen (§ 7 Absatz 1 Nummer 3 SGB Il).

11 Von den zkT lagen uns keine vergleichbaren Daten vor.

Sogenannter operativer Datensatz (opDs).

13 Statistische Suchparameter: ,ELB“ (§§ 7, 7a, 8 SGB I1): Alter zwischen 15 und 67 Jahren, erwerbsfihig,
SGB Il-Leistungsbezug friihestens ab Juni 2022, Staatsangehdrigkeit: Ukrainisch, erstmalige Registrierung
beim Jobcenter (sog. AV-Anmeldung) friihestens ab dem 24. Februar 2022 (Beginn des Ukrainekrieges).

14 Wir kennen die genauen Ursachen fiir den Riickgang von 279 000 auf 215 000 im opDS aufgefiihrten ELB

nicht.
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Feststellungen bei den 301 gE*®

Wir haben anhand des Gesamtdatenpools der Bundesagentur aller 301 gE ausgewertet, bei
wie vielen erwerbsfihigen Geflliichteten aus der Ukraine ein SGB II-Leistungsbezug vorlag
(ELB®), obwohl fiir SGB lI-Leistungen unzuldssige Aufenthaltstitel erfasst waren (Duldung,
Aufenthaltsgestattung).

Die Auswertung zu den Stichtagen 30. September und 31. Dezember 2022 ergab:
September 2022:

e ELB mit Aufenthaltsgestattung: 11 200 von 279 000 (4 %)
e ELB mit Duldung: 39 von 279 000 (0,01 %)

Dezember 2022:

e ELB mit Aufenthaltsgestattung: 5 300 von 215 000 (2 %)
e ELB mit Duldung: 22 von 215 000 (0,01 %).

Fiir das in die Erhebungen einbezogene Jobcenter zkT und die weiteren Jobcenter zkT lagen
uns keine entsprechenden Daten vor.

Die in die Erhebungen einbezogenen drei Jobcenter gk haben wir auf die Einzelfdlle hinge-
wiesen, in denen die erfassten Aufenthaltstitel nicht zum SGB II-Leistungsbezug berechtigen.
Das Jobcenter zkT haben wir ebenfalls auf die Problematik aufmerksam gemacht. Die Job-
center sagten zu, die Falle mit diesen Aufenthaltstiteln in Augenschein zu nehmen und zu
Uberprifen, ob sie SGB lI-Leistungen zu Recht gewahrt hatten.

2.4 Wiurdigung

Die Jobcenter hatten zwar friihzeitig und eigenverantwortlich die Zusammenarbeit mit den
Asylleistungsstellen aufgenommen. Sie meldeten jedoch in vielen Fallen den Beginn des

SGB II-Bezugs nicht an die Asylleistungsstellen. Ob und bis wann diese Asylleistungen ge-
wahrten, priften und dokumentierten die Jobcenter ebenfalls nicht. Damit sind auch Dop-
pelzahlungen mit SGB IlI-Leistungen und eventuelle Erstattungsanspriiche der fiir die Asylleis-
tungen zustandigen Behoérden nicht ausgeschlossen. Wir haben es fir erforderlich gehalten,
dass die Jobcenter versaumte Meldungen Uber den SGB II-Leistungsbezug sowie die Priifung
von Doppelzahlungen umgehend nachholen und ggf. Giberzahlte Asylleistungen erstatten.
Die Einstellungsbescheide der Asylleistungsstellen sind zur eAkte zu nehmen.

15 Von den zkT lagen uns keine vergleichbaren Daten vor.
16 vgl. zu den Parametern Fn. 12.
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In rund 31 000 Fallen fehlten bei den gE im September 2022 die tatbestandlichen (Zugangs-)
Voraussetzungen fir einen SGB ll-Leistungsbezug. Die Jobcenter hatten die dafiir erforderli-
chen Aufenthaltstitel nicht dokumentiert (19 700 Personen) oder fiir den Bezug unzulassige
Aufenthaltstitel erfasst (11 200 Personen). Damit war nicht auszuschlieBen, dass SGB II-Leis-
tungen aufgrund fehlender Anspruchsvoraussetzungen zu Unrecht und zum Schaden des
Bundes erbracht worden sind. Ausgehend von einem durchschnittlichen SGB lI-Anspruch von
757,28 Euro zuziglich Beitrage zur Kranken- und Pflegeversicherung (meist 131,22 Euro pro
Person), konnte dies rechnerisch bei allen gE allein im Betrachtungsmonat September 2022
SGB ll-Leistungen von bis zu 27,4 Mio. Euro wegen nicht zum Leistungsbezog berechtigender
Aufenthaltstitel betreffen. Da die Jobcenter Fiktionsbescheinigungen nicht an die Statistik
der Bundesagentur melden (miissen), konnte sich der mogliche Schaden indes reduzieren.
Wir haben es daher fiir sachgerecht gehalten, wenn alle Jobcenter zukiinftig auch Giltig-
keitsdauern von Fiktionsbescheinigungen erfassen und an die Statistik der Bundesagentur
melden. Dies wiirde helfen, ungerechtfertigte SGB ll-Leistungen zu erkennen und zu vermei-
den. Es wiirde auch die Fachaufsicht der Jobcenter erleichtern.

Die Jobcenter hatten den aufenthaltsrechtlichen Status konsequent vor der Leistungsbewilli-
gung prifen und dies dokumentieren missen. Wir haben auf die Notwendigkeit hingewie-
sen, fehlende Angaben nachzuerfassen und Leistungsbeziige aufgrund nicht vorhandener
oder nicht zum SGB II-Bezug berechtigender Aufenthaltstitel zu Gberprifen. Das Bundesmi-
nisterium und die Bundesagentur sollten die statistischen Entwicklungen bei den aus der Uk-
raine Geflliichteten dazu im Auge behalten und auch die nicht in die Prifung einbezogenen
Jobcenter auf mégliche Uberpriifungsbedarfe hinweisen.

2.5 Stellungnahmen

Das Bundesministerium hat zu Textziffer 2 auf die mit ihm abgestimmte Stellungnahme der
Bundesagentur verwiesen.

Zu 2.1:

Die Bundesagentur hat ausgefiihrt, den Rechtskreiswechsel durch ihre Zentrale und Regio-
naldirektionen eng begleitet zu haben. Die gk wollten die SGB II-Leistungsgewahrung mog-
lichst reibungslos sicherstellen und hatten dies in kirzester Zeit ermoglicht. Die Fachlichen
Weisungen zu § 74 SGB Il wiirden die gk verpflichten, den AsylbLG-Behorden bewilligte und
tatsachlich aufgenommene SGB II-Leistungen mitzuteilen. Damit werde sichergestellt, dass
es nicht zu Doppelzahlungen komme. Die Fachlichen Weisungen seien daher ausreichend.
Ihrer Ansicht nach seien zu viel gezahlte AsylbLG-Leistungen nicht durch die Jobcenter, son-
dern durch die zustdandigen Asylleistungsbehorden zu priifen und einzufordern.

Das Landesministerium sei zuversichtlich, dass die geschilderten Umstande weitgehend aus-

gerdumt seien. Die Jobcenter hatten inzwischen eine gewisse Routine bei der Betreuung des
Personenkreises erlangt. Das Landesministerium wolle nicht ausschlieBen, dass Jobcenter
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die Asylleistungsbehorden vereinzelt nicht Gber den SGB ll-Leistungsbeginn informiert ha-
ben. Die hessischen kommunalen Jobcenter hatten gegeniiber dem Landesministerium je-
doch wiederholt bekraftigt, dass der Rechtskreiswechsel in sehr enger Abstimmung stattge-
funden habe. Auch hatten sie nicht von Doppelzahlungen berichtet. Das Landesministerium
hat die Auffassung vertreten, der Rechtskreiswechsel habe in der Praxis gut funktioniert. Es
hat zudem auf den engen Zeitrahmen und die enorme Anzahl betroffener Personen verwie-
sen. ,,Abstriche im Administrativen“ waren deswegen unvermeidbar gewesen. Es hat auf
seine Absicht hingewiesen, die hessischen kommunalen Jobcenter liber die Priffeststellun-
gen zu informieren.

Zu 2.2 und 2.3:

Die Bundesagentur hat angefiihrt, dass ihre Fachlichen Weisungen regeln, wie die g€ Aufent-
haltstitel aus dem von den ABH zu befiillenden AZR abzurufen haben. Sie habe bei der Aktu-
alisierung der Weisungen zur Arbeitsmarktintegration von Gefliichteten Anfang des Jahres
2024 auf die notwendige hohe Datenqualitat bei Aufenthaltstiteln hingewiesen und Emp-
fehlungen erteilt, wie diese sicherzustellen sei. Nach Rickmeldungen aus der Praxis erfass-
ten die ABH die Titel nicht immer zeitnah und vollstandig. Die Bundesagentur hat zudem auf
lange Wartezeiten fir beantragte Aufenthaltstitel (§ 24 AufenthG) bei den ABH und der Bun-
desdruckerei verwiesen. Wiirden im AZR (noch) Daten fehlen, erklare dies die zeitliche Dis-
krepanz einer Datenerfassung bei den Jobcentern und auch deren fehlende Dokumentation.
Da die gE die Aufenthaltstitel aus dem AZR abrufen, wiirden sie selbst keine Aufenthaltstitel
(auch keine Fiktionsbescheinigungen) erfassen. Eine Erhebung der Giiltigkeit von Aufent-
haltstiteln und Fiktionsbescheinigungen sei daher fiir die Statistik der Bundesagentur nicht
notwendig. Unsere weiteren statistischen Ausfiihrungen kénne die Bundesagentur aufgrund
bereits geloschter opDs-Datenstande nicht mehr nachpriifen. Die Bundesagentur habe auf-
grund unserer Prifungsmitteilung die Regionaldirektionen im November 2023 hinsichtlich
der notwendigen sorgfaltigen Prifung des Aufenthaltstitels im Zuge beantragter SGB ll-Leis-
tungen sensibilisiert. Sie werde die gE nochmals auf die Méglichkeit hinweisen, den aufent-
haltsrechtlichen Status im AZR abzurufen (§ 18b AZRG).

Das Landesministerium hat sich zu Textziffer 2.2 nicht geduRert.*®

17" Bundesagentur, Fachliche Weisungen 202401004 (a) und 202401003 (b), je vom 5. Januar 2024, zur (a) Um-
setzung der Beratung, Vermittlung und Férderung gefliichteter Menschen mit Arbeitsmarktzugang und (b)
zur Deutschférderung im SGB Il (Anpassung an den Aktionsplan zur Arbeitsmarktintegration von Geflichte-
ten).

18 Eine AuRerung zu Textziffer 2.3 entfiel aufgrund des gE-Bezugs.
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2.6 AbschlieRende Bewertung

Zu 2.1:

Wir erkennen an, dass die Jobcenter seit Juni 2022 den Zugang der ukrainischen Gefliichte-
ten mit enormen Kraftanstrengungen bewaltigen. Dennoch ist es unverzichtbar, der Rechts-
verpflichtung nachzukommen, Asylleistungsstellen lGber bewilligte SGB II-Leistungen zu infor-
mieren (§ 74 Absatz 5 Satz 3 SGB Il und Fachliche Weisung der Bundesagentur zu

§ 74 SGB 11).° Mit einer Fehlerquote von 38 % besteht ein deutlicher Handlungsbedarf. Alle
Jobcenter missen geltendes Recht einhalten. Die gk miissen Uiberdies auch die Fachliche
Weisung befolgen. Dies erfordert entsprechende FachaufsichtsmalmaRnahmen der Jobcen-
ter. Das Landesministerium hat nicht ausgeschlossen, dass Jobcenter Asylleistungsstellen
vereinzelt nicht (iber SGB lI-Leistungen informierten. Dies haben unsere Feststellungen deut-
lich belegt. Wir halten mithin daran fest, dass die Jobcenter versaumte Meldungen tber den
SGB ll-Leistungsbezug nachholen miissen. Denn dazu sind sie gesetzlich verpflichtet. Sie soll-
ten auch Uberzahlungen priifen. Wir stimmen mit der Bundesagentur grundsétzlich iberein,
dass Uberzahlungen der Asylleistungen auch von den Asylleistungsstellen festgestellt wer-
den kdnnen. Das Bundesministerium und die Jobcenter sollten hier fiir ein geregeltes Ver-
fahren sorgen. Auf die Moglichkeit von entsprechenden Verfahrensabsprachen verweist
auch die Bundesagentur in ihrer Fachlichen Weisung zu § 74 SGB 11.2° Auch wenn das Landes-
ministerium von einem kleiner werdenden, nicht grundsatzlichen Problem ausgeht, sollte es
die ordnungsgemale Einhaltung des Verfahrens liberprifen. Wir begriiRen, dass es die hes-
sischen zkT liber unsere Priifungsfeststellungen informieren will.

Wir behalten uns dazu eine Kontrollpriifung vor.

Zu 2.2 und 2.3:

Wir stimmen der Bundesagentur zu, dass die Jobcenter zum Abruf von AZR-Daten (hier: Auf-
enthaltstitel) auf AZR-Eintragungen der ABH angewiesen sind. Fehlen entsprechende AZR-
Angaben und holen Jobcenter notwendige Angaben auch nicht bei den ELB ein, bleibt un-
klar, ob die SGB lI-Leistungsvorrausetzungen erfillt sind oder nicht. Solange dirfen die Job-
center keine SGB ll-Leistungen bewilligen. Wir erwarten, dass die Jobcenter kiinftig ihre bis-
herige Praxis unterlassen, Leistungen ohne verldssliche Kenntnis der fir den SGB |I-Bezug
berechtigenden Aufenthaltstitel zu bewilligen. Dass die Bundesagentur die Regionaldirektio-
nen zu einer sorgfaltigen Priifung des Aufenthaltstitels sensibilisiert hat, erscheint sachge-
recht und erforderlich. Die Jobcenter hatten zudem zugesagt, die Falle mit fehlenden oder
nicht fiir einen SGB |I-Bezug berechtigenden Aufenthaltstiteln zu lGberpriifen. Auch dies ist zu
begriRen. Wir gehen angesichts der deutlich nachlassenden Zugange ukrainischer

19 vgl. § 18 Absatz 1 Satz 2 AsylbLG.
20 Fachliche Weisung zu § 74 SGB Il, Nummer 14 (,,Ubergangsregelung®).
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Gefllichteter in das SGB Il davon aus, dass die ABH schneller als bisher Aufenthaltsdaten im
AZR hinterlegen und so etwaige AZR-Datenllicken verkleinern kdnnen. Wir gehen ebenfalls
davon aus, dass die Jobcenter fehlende Aufenthaltsangaben in ihren Datenbestanden aus-
werten?! und dazu notwendige Aufenthaltsdaten aus dem AZR abrufen. Wir sehen es nach
wie vor kritisch, dass die Jobcenter — anders als bei Aufenthaltstiteln — auch kiinftig keine
Fiktionsbescheinigungen an die Statistik der Bundesagentur melden, da diese keinen Aufent-
haltstitel darstellen. Dies erschwert die Fachaufsicht bei der Frage, ob SGB ll-Leistungen be-
antragende Personen leistungsberechtigt sind oder nicht. In dem Zusammenhang begriiRen
wir jedoch die zwischen der Bundesagentur und dem Bundesministerium abgestimmte Wei-
sung?? vom 5. Januar 2024 fur die gE und Agenturen fur Arbeit zur ,Beratung, Vermittlung
und Forderung gefliichteter Menschen mit Arbeitsmarktzugang”. Die Bundesagentur hat da-
rin die gE u. a. angewiesen, fir eine hinreichende Datenqualitat und vervollstandigte Datens-
atze der ELB, u. a. zum Aufenthaltsstatus, zu sorgen. Wir begriifen auch, dass die Bundes-
agentur in Abstimmung mit dem Bundesministerium die bisherige Weisung zur ,Leistungsge-
wahrung an ukrainische Gefliichtete” am 9. Januar 2024 erweitert und die gE bei ELB mit Fik-
tionsbescheinigungen angehalten hat, den Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis
nachzuhalten.? Die eingeleiteten MaRnahmen kdnnen bei fachaufsichtlicher Begleitung zu
einer ordnungsgemalen Leistungsgewdahrung beitragen. Mit diesen Hinweisen schliefen wir
die Textziffer ab.

3 Priufung der Integrationsarbeit

Wir haben neben der Leistungsgewahrung auch gepriift, ob und wie die IFK die Gefliichteten
beraten und sie beim Erwerb von Sprachkenntnissen, der moglichen Integration in den Ar-
beitsmarkt und bei sonstigen integrationshemmenden und -férdernden Belangen unterstiit-
zen. Hierzu haben wir gepriift, wie die Jobcenter Lebenslaufdaten, berufliche und sprachli-
che Kenntnisse sowie Hemmnisse, die der weiteren Integration noch im Wege standen, in
ihren IT-Systemen erfasst hatten.

Fiir Gefllchtete aus der Ukraine gelten die gleichen gesetzlichen Vorgaben zur Beratungs-
und Integrationsarbeit wie flir andere Personengruppen im SGB Il. Die Bundesagentur erliel3
mit Wirkung vom 14. Juni 2022 fiir die gE ergdanzend eine Weisung zur Beratung, Vermittlung
und Forderung gefliichteter Menschen aus der Ukraine. Deren Ziel ist es, die aus der Ukraine
Geflichteten kompetenz- und qualifikationsaddquat auf dem Arbeits- oder Ausbildungs-
markt zu integrieren. Darin getroffene Regelungen geben ergianzende und erlduternde Infor-
mationen?* zu unterstiitzenden Angeboten nach dem SGB Il und weiteren Gesetzen. Das

21 Dje gE werten mit Hilfe des sogenannten operativen Datensatzes der BA aus, die zkT mit Hilfe des soge-
nannten XSozial-Datensatzes der BA.

22 Bundesagentur, Weisung 202401004 fiir die g und Agenturen fiir Arbeit.

23 Bundesagentur, Weisung 202401006 fiir die gE.

24 Ausziige: Orientieren, beraten und in Beschiftigung vermitteln; individuelle und iibergreifende Kompeten-
zen und Handlungsbedarfe (insbesondere in den Bereichen Wohnen, Sprache und Kinderbetreuung) fest-
stellen und damit einhergehende Probleme |6sen; schnellen Zugang zu Sprach- und Integrationskursen er-
moglichen.
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Jobcenter zkT hatte in seiner sogenannten , Beratungsstrategie UKR” fiir die IFK dargelegt,
wie die Geflichteten kontaktiert, betreut und unterstiitzt werden sollen. Diese enthielt auch
Informationen zu vorgelagerten Gruppeninformationsveranstaltungen, externen Beratungs-
stellen (Sprache, berufliche Anerkennung, Gesundheits- und psychosoziale Beratung), mogli-
chen Aktivierungsmalinahmen nach beendeten Integrationskursen und Unterstlitzungsmog-
lichkeiten fur verschiedene Altersstufen (unter 15 Jahre, 15 bis 20 Jahre und élter).

Nach § 3 Absatz 2a SGB Il und § 44a Absatz 1 Nr. 2 AufenthG sind leistungsberechtigte Perso-
nen grundsatzlich zur Teilnahme an einem fir die Arbeitsmarktintegration notwendigen In-
tegrationskurs verpflichtet. Dies betrifft auch die ukrainischen Gefliichteten im SGB II-Leis-
tungsbezug. Sofern Teilnahmeverpflichtete bzw. zur Teilnahme Zugelassene sich bereits bei
einem Integrationskurstrager angemeldet haben und kein Kursangebot innerhalb von sechs
Wochen zur Verfligung steht, ist

o der Kurstrager verpflichtet, das Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (BAMF) sowie
die Teilnahmeverpflichteten und zur Teilnahme Zugelassenen unverzlglich zu informieren
(§ 7 Absatz 4 und 5 Integrationskursverordnung, IntV) und

e das BAMF angehalten (,soll“), die Teilnahmeverpflichteten an einen anderen Kurstrager
mit einem entsprechenden Kursangebot zuzuweisen (§ 7 Absatz 5 IntV).

3.1 Lebenslauf: teilweise noch groRe Dokumentationsliicken

Ausgangslage

Nach § 1 der Verordnung zur Erhebung der Daten nach § 51b SGB Il (SGB2§51bDatV) miissen
die Jobcenter u.a. die Personendaten und beruflichen Abschliisse und Erfahrungen (nach Art
und Zeit) als fiir den Integrationsprozess malRgebliche Daten erfassen. Die Daten geben auch
Aufschluss darliber, ob und welche Leistungen kiinftig erbracht werden sollen und ob bishe-
rige Leistungen korrekt und wirtschaftlich erbracht wurden (§ 51b Absatz 3 SGB Il).

Wir haben gepriift, welche Lebenslaufdaten (z. B. Art und Zeitraum der Berufsausbildung,
der Berufserfahrungen und sonstige erfasste Zeiten, wie Kinderbetreuungsphasen) die Job-
center fiir die Integrationsarbeit der Gefllichteten in ihren IT-Systemen erfasst hatten. Das
Gros der in die Prifung einbezogenen Gefliichteten (86 %) erhielt zum Zeitpunkt der Erhe-
bungen seit sechs Monaten SGB II-Leistungen.

Feststellungen zu Lebenslaufangaben
Die Jobcenter nutzten fur Eintragungen im Lebenslauf Auskiinfte in persénlichen Beratungs-
gesprachen und den Ricklauf von Selbstauskunftsbogen, die sie zuvor auf Gruppeninforma-

tionsveranstaltungen an mogliche spatere Antragstellende ausgegeben hatten (siehe auch
Nummer 1.3).
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93 der 161 (58 %) gepriiften Lebensldaufe wiesen teils erhebliche Erfassungsliicken auf. Es
fehlten Angaben zu Art und Zeit beruflicher Qualifikationen (Ausbildungs- und Studienzeiten
und Abschliisse, 41 Falle) und Beschaftigungs- oder Nichtbeschaftigungszeiten (52 Falle). Oft
fehlten etliche Jahre oder Jahrzehnte, fiir die die IFK keinerlei Angaben erfasst hatten. Selbst
wenn IFK die Geflichteten personlich berieten, erfragten und erfassten sie fehlende Lebens-
laufangaben nicht konsequent.

Die Jobcenter duflerten die Absicht, Liicken in den Lebensldufen sukzessive ermitteln und
schliellen zu wollen. Sie gaben an, dass die Einholung von Nachweisen (z. B. Berufsab-
schlisse, Zeugnisse etc.) aus der Ukraine kriegsbedingt zum Teil nicht moglich oder sehr er-
schwert war.

Die Bundesagentur hat das Problem lliickenhafter Lebenslaufe bei den gE bereits erkannt. Sie
ermoglicht den gE (IFK und Fachaufsicht) seit Juli 2022 Suchlaufe nach liickenhaften Lebens-
ldufen im malgeblichen IT-Verfahren Vermittlungs-, Beratungs- und Informationssystem
,VerBIS“Z?>, Bei den drei einbezogenen gE war indes noch nicht erkennbar, dass diese die
Suchmaoglichkeit konsequent nutzen.

Wirdigung

Die Lebenslaufangaben, v. a. Zeiten beruflicher Qualifikationen und Beschaftigung, sind eine
wichtige Grundlage fiir die weitere Planung und schnellere Umsetzung des Integrationspro-
zesses und den damit verbundenen, méglichst wirksamen Einsatz von Beratungsleistungen
und EingliederungsmaRnahmen. Sie sind iberdies eine wichtige Informationsgrundlage fir
die monatliche Berichterstattung der Bundesagentur gegeniiber Offentlichkeit, Medien und
Politik.

Die aus der Ukraine Gefliichteten konnten zum Teil aus nachvollziehbaren Griinden nicht alle
Nachweise, z. B. zu Berufsabschliissen, beibringen. Da mehr als die Halfte der gepriiften Le-
benslaufe unvollstandig war, haben wir jedoch Handlungsbedarf gesehen. Wir haben die
Jobcenter aufgefordert, die Lebenslaufe liickenlos in Erfahrung zu bringen und die Angaben
konsequent (nach) zu erfassen. Die einbezogenen vier Jobcenter sagten dies auch zu. Wir ha-
ben empfohlen, Suchlaufe zu nutzen, und dem zkT zu priifen, ob das genutzte IT-Verfahren
ebenfalls Suchlaufe nach Datenliicken zuldsst und diese ggf. schnellstmoglich zu schlieBen.

Wir haben dem Bundesministerium und der Bundesagentur empfohlen nachzuhalten, dass
die Jobcenter die nach § 51b SGB Il und der mafigeblichen Verordnung des Bundesministeri-
ums zu meldenden Personendaten erfassen, bisherige Datenliicken schlieffen und an die Sta-
tistik der Bundesagentur nachmelden.

25 Vermittlungs-, Beratungs- und Informationssystem der Bundesagentur fiir die gE und Agenturen fiir Arbeit.
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3.2 Defizite bei der Sprachdokumentation, weiterhin hoher
Bedarf an Sprachférderungen und Kinderbetreuung

Ausgangslage

Deutschkenntnisse sind neben beruflichen Qualifikationen wichtige Grundlage fiir die beruf-
liche und soziale Integration von Menschen mit Migrationshintergrund. Die Bundesagentur
hat daher fir die gE geregelt, dass die Deutschférderung von Migranten im SGB Il vorrangig
vor der Vermittlung ist, wenn dies fir eine nachhaltige berufliche Eingliederung notwendig
ist?6. Diese Regelung traf auch das Jobcenter zkT?’.

Nach § 43 Absatz 1 und 2 AufenthG wird die Integration von rechtmaRig auf Dauer im Bun-
desgebiet lebenden Auslandern in das wirtschaftliche, kulturelle und gesellschaftliche Leben
in der Bundesrepublik Deutschland geférdert und gefordert. Eingliederungsbemiihungen von
Ausldandern werden durch ein Grundangebot zur Integration (Integrationskurs) unterstiitzt.
Ziel des Integrationskurses ist, den Auslandern die Sprache, die Rechtsordnung, die Kultur
und die Geschichte in Deutschland erfolgreich zu vermitteln. Auslander sollen dadurch mit
den Lebensverhiltnissen im Bundesgebiet so weit vertraut werden, dass sie ohne die Hilfe
oder Vermittlung Dritter in allen Angelegenheiten des taglichen Lebens selbststandig han-
deln kénnen. Der Integrationskurs wird vom BAMF koordiniert und durchgefiihrt. Es kann
sich hierzu privater oder 6ffentlicher Trager bedienen (§ 43 Absatz 3 Satz 2 AufenthG). Der
Kurs besteht in der Regel aus 600 Unterrichtseinheiten ,Sprachvermittlung” und 100 Einhei-
ten ,Orientierungskurs” und dauert sechs bis acht Monate.?®

Das BAMF bietet mit einem Navigator?® Interessierten die Mdglichkeit, u. a. nach freien In-
tegrationskurspldtzen zu suchen, auch nach Integrationskursen mit paralleler Kinderbetreu-
ung. Der Navigator zeigt zudem Beratungsstellen an (z. B. Sozialverbande), die Interessierte
bei ihren Integrationsbestrebungen neben den Jobcentern beraten (sog. Migrationsbera-
tung).

26 Bundesagentur, Fachliche Weisungen fiir die Umsetzung der Deutschférderung: Integrationskurse und Be-

rufssprachkurse (Nummer 2 ,,Einsatz der Deutschforderung®).

Regelung ,Erstprofiling UKR” (Nummer 3).
https://www.bamf.de/DE/Themen/Integration/ZugewanderteTeilnehmende/Integrationskurse/InhaltAb-
lauf/inhaltablauf-node.html.

29 https://bamf-navi.bamf.de/de/.
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Feststellungen

Sprachdokumentation der vier einbezogenen Jobcenter

Deutschkenntnisse und zugehdorige Sprachniveaus erfassten die Jobcenter in 38 von 161 Fal-
len (24 %). Im Ubrigen waren meist Ukrainisch- und Russisch-Sprachkenntnisse erfasst. Bei
10 von 161 Fallen (6 %) erfassten die Jobcenter keine Sprachkenntnisse.

Sprache bei Beratungen

In den gepriiften 161 Fallen hatten die IFK in 94 Fallen in Gesprachsvermerken festgehalten,
in welcher Sprache sich Gefliichtete und IFK bei personlichen oder telefonischen Beratungs-

gesprachen verstandigten. Danach ergab sich folgendes Bild:

e Deutsch mit Dolmetschern oder Ubersetzungsgerit des Jobcenters: 61 der 94 Fille (65 %)

e Deutsch ohne Dolmetscher: 14 Falle (15 %)*°
e Russisch ohne Dolmetscher: 2 Falle (2 %)
e Englisch ohne Dolmetscher: 17 Falle (18 %)

Sprachdokumentation bei allen 301 gE

Wir haben die Sprachdokumentation auch bundesweit ausgewertet. Dazu lagen uns Statisti-
ken der Bundesagentur aller 301 gk zum 30. September und 31. Dezember 2022 (ber aus
der Ukraine geflliichtete ELB vor (vgl. Textziffern 2.2 und 2.3). Wir haben dies in Tabelle 1
dargestellt:

30 Es war nicht erkennbar, ob die Deutschkenntnisse bereits vorhanden oder z. B. durch bereits laufende In-
tegrationskursteilnahmen aufgebaut worden waren.
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Tabelle 1:
Entwicklung der dokumentierten Sprachkenntnisse bei der

gepruften Personengruppe (September bis Dezember 2022,
alle 301 gE)

Stand September 2022 Stand Dezember 2022
absolut relativ absolut relativ

ELB ohne erfasste 64 300 23 % 40 000 19%
Sprachkenntnisse von von
(auch nicht Mut- 279 000 215 000%!
tersprache)
ELB mit erfassten 40 700 15% 34 100 16 %
Deutschkenntnis- von von
sen 279 000 215000

Eigene Auswertung des Bundesrechnungshofes auf Basis von Daten der Bundesagentur fiir die gE.

Der Anteil der aus der Ukraine Gefliichteten mit erfassten Deutschkenntnissen blieb zwi-
schen September und Dezember 2022 nahezu gleich, der Anteil Personen ohne erfasste
Sprachkenntnisse nahm ab.

Mehrmonatige Wartezeiten auf Integrationskursplatze und Mangel an Kinderbetreuungs-
platzen

Im Jahr 2022 nahmen 201 000 Ukrainerinnen und Ukrainer an Integrationskursen teil.3? Da-
runter waren 198 000 Teilnehmende mit ukrainischer Staatsangeharigkeit, die kriegsbedingt
nach Deutschland fliichteten. Im Februar 2023 nahmen 143 000 und im Juli 2023

134 000 Personen laufend teil.?3

Wir stellten im Prifungszeitraum (Oktober bis Dezember 2022) fest, dass 81 der 161 (50 %)
in die Priifung einbezogenen Personen noch nicht mit Integrationskursen begonnen hatten.
Die Jobcenter hdandigten wahrend der sogenannten Gruppeninformationsveranstaltungen
Schreiben mit der Information an die Gefliichteten aus, wo Kurse gefunden werden kénnen.
Sie handigten den Gefliichteten sogenannte Integrationskursverpflichtungen aus, soweit 6rt-
liche ABH, Asylleistungsstellen oder das BAMF dies nicht bereits selbst vorher veranlassten.3*
In Einzelfallen kontaktierten die IFK Kurstrager, warteten jedoch im Regelfall mit Wiedervor-
lagen ab, ob ihnen die Gefllichteten Kurseintritte anzeigten.

31 Wir kennen die Ursachen fiir den Riickgang von 279 000 auf 215 000 Personen nicht, vgl. Tz. 2.2 und 2.3.

32 BAMF, Bericht zur Integrationskursstatistik fiir das Jahr 2022, Tabelle 11-4, Seite 7 (Juli 2023).

33 Bundesagentur, ,,Auswirkungen der Fluchtmigration aus der Ukraine auf den Arbeitsmarkt und die Grundsi-
cherung fir Arbeitsuchende”, Februar 2023 (Seite 7) und Juli 2023 (Seite 4).

34 §§ 44 Absatz 4 Satz 2 Nummer 3 und 44a Absatz 1 Sitze 1, 2 und 4 AufenthG.
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Obwohl die ELB mitwirkungsbereit waren, verzogerte sich der Eintritt der Gefllichteten in die
Integrationskurse nach Angaben der befragten Jobcenter erheblich. Die Jobcenter teilten
uns mit, es gebe aufgrund der Vielzahl der mit Integrationskursen zu versorgenden Gefliich-
teten monatelange Wartezeiten auf einen Teilnahmeplatz. Die Wartezeit stellt dabei die Zeit
zwischen der Anmeldung der zur Teilnahme berechtigten bzw. verpflichteten Personen bei
einem Kurstrager und ihrem individuellen Kurseintritt dar.3> Uberdies kénnten Eltern mit
noch nicht schulpflichtigen Kindern und entsprechendem Kinderbetreuungsbedarf durch den
akuten Mangel an kommunalen Kinderbetreuungsplatzen nicht an Kursen teilnehmen. Die
Integrationskurstrager béten nur wenige Kurse mit Kinderbetreuung an. Der Bedarf fiir diese
Kurse sei deutlich héher.

Wir haben dazu parallel den sogenannten BAMF-Navigator nach freien Teilnahmeplatzen in
Integrationskursen gesichtet. Auf diesen wies das Jobcenter A (gE) die IFK in seiner dezentra-
len Weisung zur Beratung der aus der Ukraine Gefliichteten hin. Die anderen gE kannten den
Navigator nicht, obwohl die Bundesagentur im Intranet flr die gE eine Verfahrenshilfe zum
Zugang Gefllichteter zur Sprachforderung zur Verfiigung stellte und darin auf den Navigator
hinwies.3®

Flr die einbezogenen Jobcenter stellte sich die Lage im Marz 2023 bei den freien Integrati-
onskursplatzen im BAMF-Navigator bei unserer Suche (Umkreis 20 km) wie folgt dar:

e Region des Jobcenters A (gE): 200 freie Platze (frei: 160, geplant: 40),
davon 6 Platze mit Kinderbetreuung (6 laufend, 0 geplant),

e Region des Jobcenters B (gE): 150 freie Platze (frei: 110, geplant: 40),
davon 7 Platze mit Kinderbetreuung (5 laufend, 2 geplant),

e Region des Jobcenters C (gE): 60 freie Platze (frei: 50, geplant: 10)
davon 0 laufende oder geplante Platze mit Kinderbetreuung,

e Region des Jobcenters D (zkT): 30 freie Platze (frei: 22, geplant: 8)
davon 0 laufende oder geplante Platze mit Kinderbetreuung.

Somit waren die Integrationskurse — trotz Wartezeiten der von den Jobcentern zur Teil-
nahme verpflichteten ukrainischen Gefliichteten — im Marz 2023 nicht ausgebucht.

440 Integrationskursplatze waren frei und geplant, davon 13 Platze (3 %) mit Kinderbetreu-
ungsmoglichkeit (2 der 4 Regionen). Zum Vergleich: Die vier Jobcenter teilten uns allein fiir
Juni 2022 Zugdnge von 6 200 aus der Ukraine Geflliichteten in den SGB ll-Leistungsbezug mit.
Seitdem kamen viele weitere Gefliichtete dazu.

35 Zeit zwischen der Anmeldung der Person zum Integrationskurs bis zum ihrem Kursbeginn. Vgl. Begriffserlau-

terung des BAMF in seinem Bericht zur Integrationskursstatistik flir das Jahr 2022, Seite 27 (Juli 2023).
36 Bundesagentur, ,,220322_Ukraine_AM4_Information_Zugang ukrainischer Gefliichteter zur Sprachférde-
rung des BAMF_VL9_22“ vom 22. Mérz 2022 (Information fiur die g und Agenturen fir Arbeit).
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Warte- und Zugangszeiten (bundesweit):

Da die in Regionen mit unterschiedlicher Kurstragerdichte liegenden Jobcenter eher allge-
mein von zunehmenden, mehrmonatigen Wartezeiten auf Kurseintritte sprachen, haben wir
die tatsdchlichen Wartezeiten fir neue Integrationskursteilnehmende — unabhangig von der
Staatsangehérigkeit — anhand der Statistiken des BAMF3’ (Stand: Juli 2023) fiir das Jahr 2022
bundesweit gesichtet und mit Daten der Vorjahre verglichen. Demnach hatten sich die War-
tezeiten im Jahr 2022 im Vergleich zu den Vorjahren 2020 und 2021 bundesweit nicht ver-
langert, sondern verkirzt. Sie betrugen fir alle auslandischen Staatsangehoérigen aber den-
noch weiterhin mehrere Monate. Im Jahr 2023 nahmen die Wartezeiten wieder zu:

Jahr 2020: 17,3 Wochen,
Jahr 2021: 21,2 Wochen,
Jahr 2022: 10,4 Wochen.
1. Halbjahr 2023: 13,3 Wochen.

Aus der Ukraine Gefllichtete konnten mit einer durchschnittlichen Wartezeit von 4,8 Wo-
chen? bis zum Kurseintritt (Jahr 2022) schneller in Integrationskurse eintreten als andere
Personen. Allerdings verldangerte sich auch ihre Wartezeit im ersten Halbjahr 2023 auf
12,5 Wochen?®* und war damit anndhernd so lang wie die durchschnittliche Wartezeit aller
neu in Integrationskursen eingetretenen Personen.

Auch die sogenannte Zugangszeit*°, d. h. die Zeit zwischen der vom BAMF oder den Jobcen-
tern erteilten Kursteilnahmeverpflichtungen oder -berechtigungen und den individuellen
Kurseintritten, nahm — unabhangig von Staatsangehorigkeiten — zwischen 2021 und 2022
von 44 auf 20 Wochen ab und stieg im 1. Halbjahr 2023 auf 25,1 Wochen an. Bei den ukraini-
schen Kriegsgefllichteten war die Zugangszeit aus uns ebenfalls nicht bekannten Griinden
mit 8,7 Wochen (Jahr 2022) deutlich kiirzer, im 1. Halbjahr 2023 jedoch wieder langer

(21,1 Wochen).

In den Jahren 2021 bis 2022 nahmen die

e Teilnehmenden an Integrationskursen v. a. infolge des Zugangs der aus der Ukraine Ge-

flichteten von 104 400 auf 340 400 Personen zu (+226 %),
e Integrationskurse von 7 600 auf 17 900 Kurse zu (+ 136 %),
e inden Kursen tatigen Lehrkrafte von 12 600 auf 17 800 zu (+41%).4

37 BAMF, Bericht zur Integrationskursgeschéaftsstatistik fiir das Jahr 2022, Tabellen 11-10 und 11-11, Seite 27f.
(Juli 2023) und fir 1. Halbjahr 2023 (Tabellen 11-10 und II-11, Seite 27f (Oktober 2023).

38 Angaben des BAMF.

3% Angaben des BAMF.

40 Ebenda, Seite 27. Der Begriff ,Zugang” zum Integrationskurs wird auch im Entwurf der Bundesregierung
zum am 31. Dezember 2022 in Kraft getretenen Gesetzes zur Einflihrung eines Chancen-Aufenthaltsrechts
mehrfach verwendet.

41 BAMF, jeweilige Jahresberichte zur Integrationsgeschéftsstatistik.
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Im 1. Halbjahr 2023 nahmen Teilnehmende und Kurse ab.*? Die Zahl der zugelassenen Integ-
rationskurstrager blieb demgegeniiber zwischen 2021 und dem 1. Halbjahr 2023 vergleichs-
weise konstant (von 1 484 auf 1 576 Trager, + 6 %).

Den mit mehr als 80 % grofRten Teil der Integrationskurse machten allgemeine Integrations-
kurse aus. Im Jahr 2022 begannen rund 14 700 allgemeine Integrationskurse. Hierin traten
rund 295 000 Personen verschiedener Staatsangehorigkeiten ein. Die Integrationskurstrager
rechneten im Jahr 2022 durchschnittlich 16,4 Personen fir den jeweiligen allgemeinen Integ-
rationskurs ab.*? Im Hinblick auf die Vorgaben der IntV war hier eine Minderauslastung er-
kennbar (Soll: 20 besetzte Platze, maximal zuldssig: 25 besetzte Platze). Der Bundesrech-
nungshof hatte die Auslastung der Integrationskurse bereits fiir die Jahre 2018 und 2019
gepriift und durchschnittlich eine Unterauslastung der Integrations- und Alphabetisierungs-
kurse in Hohe von 38 % festgestellt.**

Wirdigung

Zur Sprachdokumentation

Deutschkenntnisse sind — neben der beruflichen Qualifikation — ein wichtiger Schlissel zu ge-
sellschaftlicher und beruflicher Integration und Teilhabe. Diese Kenntnisse verbessern die
Integrationschancen in vielen Berufen.

Zum Zeitpunkt der Prifung verfiigte nur ein kleiner Teil der Gefliichteten Gber Deutsch-
kenntnisse, die flr die Verstandigung und Zusammenarbeit mit Jobcentern ausreichen. Zu-
dem bestand weiterer Handlungsbedarf bei den Jobcentern, sprachliche Kenntnisse und
Sprachniveaus in den IT-Systemen nachzuerfassen. Wir haben die Jobcenter daher aufgefor-
dert, Deutsch- und andere Fremdsprachenkenntnisse stringent zu erheben, dies zu doku-
mentieren, um diese Informationen fir den gemeinsamen weiteren Integrationsprozess nut-
zen zu kénnen. Wir haben dem Bundesministerium, der Bundesagentur und den Jobcentern
empfohlen, die sprachlichen Entwicklungen der Gefliichteten insgesamt im Blick zu behal-
ten.

42 1. Halbjahr 2023: 193 000 neue Integrationsteilnehmende (BAMF, Bericht zur Integrationsgeschiftsstatistik
1.Halbjahr 2023, Tabelle 11-4), 9 800 neue Integrationskurse (ebenda, Tabelle VII-2), 19 500 aktive Lehrkrafte
(ebenda, Abbildung VIII-1).

43 Angaben des BAMF.

44 AbschlieBende Priifungsmitteilung vom 17. November 2020, Gz. VII 6 - 2020 - 0456/Teil 1 und Bericht nach
§ 88 Absatz 2 BHO an den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages Uber IntegrationsmalRnahmen
des Bundes — Priifungserkenntnisse und Empfehlungen des Bundesrechnungshofes zu Integrationsmalinah-
men fir zugewanderte und geflichtete Menschen vom 4. April 2022, Gz. VII 2 (VII 6 alt) - 2021 - 0206.
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Zu den mehrmonatigen Zugangs- und Wartezeiten auf Integrationskursplidtze und dem
Mangel an Kinderbetreuungsplitzen

Das Gros (70%) der im Februar 2023 gemeldeten erwerbsfahigen, ukrainischen Personen
hatte noch nicht an Integrationskursen teilgenommen.*

Der BAMF-Navigator wies in aller Deutlichkeit aus, dass in den betrachteten vier Regionen
wenig freie Kursplatze bei den Tragern vorhanden und zukinftig von ihnen geplant waren.
Als wichtig haben wir es allerdings auch angesehen, dass die IFK noch vorhandene und kiinf-
tige Platzkapazitaten nutzen. Nach nicht ausgelasteten Integrationskursen im Jahr 2022 ver-
langerten sich im Jahr 2023 die Wartezeiten der hierfiir Angemeldeten bis zu ihrem Kursbe-
ginn wieder auf mehrere Monate. Flir umso wichtiger haben wir es gehalten, dass die IFK
Kurstrager mit freien Platzen kennen, die Gefliichteten hierauf hinweisen, zligige Anmeldun-
gen der Gefllichteten bei diesen Kurstragern nachhalten und die Eintritte der zugewiesenen
Geflichteten enger als bisher begleiten. Wir haben darauf hingewiesen, dass dies auch Kon-
taktaufnahmen der IFK zu den aufsichtfiihrenden Regionalstellen des BAMF oder Tragern
selbst nicht ausschlieBen sollte.

Nehmen die Gefliichteten aufgrund fehlender Anmeldungen, knapper Kursplatze sowie feh-
lender Betreuungsmoglichkeiten von nicht-schulpflichtigen Kindern nicht an Sprach- und In-
tegrationskursen teil, verzégert dies ihre gesellschaftliche Teilhabe und Integration und die
ihrer Kinder. Zudem verfestigt sich der damit langer notwendige SGB ll-Leistungsbezug.
Mehrmonatige Zugangs- und Wartezeiten sind nicht nur integrationsschadlich. Sie sind auch
deswegen nicht hinnehmbar, da das BAMF die Teilnahmeverpflichteten nach sechs Wochen
an einen anderen Kurstrager mit einem entsprechenden Kursangebot zuweisen soll (§ 7 Ab-
satz 5 IntV). Wir haben es daher fir erforderlich gehalten, dass die IFK die Gefllichteten dazu
entsprechend beraten und die 6-Wochenfrist sodann eng nachhalten (Nachfrage bei den ELB
oder beim BAMF).

Insbesondere die vielen*® ukrainischen Bedarfsgemeinschaften mit Frauen und betreuungs-
bediirftigen Kindern sind auf Unterstiitzung der Jobcenter bei der Sprachférderung und Kin-
desbetreuung angewiesen. Wir haben daher nachdricklich darauf hingewiesen, dass die IFK

4> Vgl. BAMF, jeweilige Berichte zur Integrationskursstatistik fiir das Jahr 2022 und das 1.Halbjahr 2023. Nach
rechtskreisunabhangigen Angaben der BReg (BT-Drs. 20/9946, Antwort zu Frage 6 einer kleinen Anfrage der
AfD) haben zwischen dem 24. Februar 2022 und 30. November 2023 insgesamt 170 000 ukrainische Kriegs-
gefllichtete Integrationskurse beendet. Weitere 189 000 nehmen noch teil.

4 Nach Angaben der Bundesagentur (April 2023, Berichtsstand: 1. August 2023) sind in den 346 000 im SGB II-
Leistungsbezug stehenden ukrainischen Bedarfsgemeinschaften 229 000 Kinder unter 15 Jahren als soge-
nannte nicht erwerbsfahige Personen registriert. Darunter wird ein erheblicher Anteil noch nicht schul-
pflichtig (unter 6 Jahren) und damit betreuungsbedrftig sein. Zwar sind uns Statistiken zur Altersverteilung
von Kindern mit ukrainischen Eltern im SGB II-Leistungsbezug nicht bekannt. Allerdings betrug der Anteil
der unter sechsjahrigen, nicht-schulpflichtigen Kinder an allen Kindern unter 18 Jahren im SGB II-Leistungs-
bezug — unabhangig von Staatsangehorigkeiten — zuletzt 40 % der rund 1,7 Mio. Kinder (662 000 von
1661 000 Kindern, vgl. Bundesagentur, , Kinder in Bedarfsgemeinschaften (Monatszahlen)“, Datenblatt 2.1
(Dezember 2022). Das waren umgerechnet rund 92 000 betreuungsbedirftige ukrainische Kinder unter
6 Jahren an allen 229 000 nicht erwerbsfahigen ukrainischen Kindern unter 15 Jahren im SGB Il-Leistungsbe-
zug.
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Uberblicken sollten, wo noch Kinderbetreuungsplatze frei sind, und entsprechend eng bera-
ten. Hierfir hat das Leibniz-Institut fiir Bildungsforschung und Bildungsinformation auf sei-
ner Beratungsinternetseite , bildungsserver.de” aktuell freie Betreuungsplatze nach Bundes-
landern verlinkt.*” Wir haben dem Bundesministerium, der Bundesagentur und den Lindern
empfohlen, die Jobcenter hierauf hinzuweisen.

Zwar hielten Integrationskurstrager vereinzelt Integrationskurse mit Kinderbetreuungsmog-
lichkeiten vor. Sie und das BAMF waren und sind dazu gesetzlich aber nicht verpflichtet.
Denn die Kindertagesbetreuung ist Teil der 6ffentlichen Daseinsfiirsorge der Kommunen und
Eltern und Kinder haben seit dem Jahr 2013 einen Rechtsanspruch auf friihkindliche Forde-
rung (und Betreuung) gegeniiber den Kommunen (§ 24 SGB VIII). Zwar kann das BAMF die
Teilnahme am Integrationskurs durch Forderung von MaRnahmen zur Ermdglichung und Si-
cherstellung einer integrationskursbegleitenden Kinderbetreuung unterstiitzen, soweit fiir
betreuungsbedirftige und nicht der Schulpflicht unterliegende Kinder der Teilnehmenden
kein anderweitiges 6rtliches Betreuungsangebot besteht, § 4a Absatz 2 IntV.*® Dies haben
wir allerdings aufgrund des Rechtsanspruches der Eltern und Kinder gegeniiber den finanzie-
renden Kommunen kritisch gesehen.*®

Wir haben als mégliche weitere Uberlegung des BMAS im Zusammenwirken mit dem Bun-
desministerium des Innern und fir Heimat und dem BAMF auf Online-Integrationskurse>®
(zuldssig nach § 14 Absatz 3 IntV) zur sprachlichen Teilhabe von ukrainischen Eltern (oder an-
deren ausldandischen Staatsangehorigen) mit bisher nicht betreuten Kindern unter 6 Jahren
hingewiesen. Digitale Qualifizierungskurse waren bereits fiir die Jobcenter und die Teilneh-
menden wahrend der COVID-19-Pandemie hilfreich. Gefliichteten, auch mit nicht-schul-
pflichtigen, betreuungsbedirftigen Kindern, kdnnte so eine Teilnahme und damit die be-
schleunigte sprachliche Integration ermdglicht werden.

3.3 Unzureichende Beratungsleistungen

Ausgangslage

Die Jobcenter haben nach § 3 Absatz 2 SGB Il bei der Beantragung von SGB II-Leistungen un-
verzlglich Leistungen zur Eingliederung in Arbeit zu erbringen. Dazu zahlen auch Beratungs-
leistungen nach § 14 SGB Il. Leistungsberechtigte haben Anspruch auf Beratung (§ 14 Absatz
2 Satz 1 SGB Il). Art und Umfang der Beratung richten sich nach dem Beratungsbedarf der

47 https://www.bildungsserver.de/kinderbetreuungsplaetze-bundesweit-1897-de.html#Kitaplaetze bundes-

weit_nach Schwerpunkten Traegern etc. .

Antragsberechtigt sind nicht die Eltern der betreuten Kinder, sondern die vom BAMF zugelassenen Trager
der Integrationskurse.

AbschlieRende Prifungsmitteilung Uber die Priifung der Finanzierung und Abrechnung der Integrations-
kurse vom 8. November 2021, Gz. VIl 6 - 2020 - 0456/Teil 3.

Z. B. E-Learning, virtuelles Klassenzimmer, Live Online-Unterricht, virtuelle Lernaufgaben.

48
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leistungsberechtigten Person (Satz 3). Fir diesen ist entscheidend, ob und durch welche Um-
stdande die berufliche Eingliederung voraussichtlich erschwert sein wird, § 15 Absatz 1 Satz 1
und 2 SGB Il. Bei den Beratungen erdrtern die IFK mit den Personen, welche Integrations-
hemmnisse (z. B. fehlende Deutschkenntnisse) erkennbar sind und wie diese abgebaut wer-
den kénnen (sog. Handlungsstrategien). Fiir die gE hat die Bundesagentur eine Fachliche
Weisung zur ,,Beratung und Betreuung gefliichteter Menschen aus der Ukraine” am

14. Juni 2022 erlassen. Darin fiihrt sie u.a. zu Anspruchsvoraussetzungen, Zustandigkeiten,
Online- und Hotline-Informationen sowie Beratungs-, Vermittlungs- und Férderansatzen aus.
Gesonderte Kontaktdichtevorgaben fiir den Personenkreis der Gefliichteten macht sie nicht.
Auch die in die Erhebungen einbezogenen Jobcenter hatten keine Sondervorgaben zur Kon-
taktdichte.

Einladungen auf Ukrainisch-Deutsch

Die Jobcenter entwickelten im Mai und Juni 2022 Einladungsschreiben in ukrainisch-deut-
scher Sprache. Sie verwendeten auch Einladungsschreiben in deutscher Sprache ohne Uber-
setzungshilfe. Die Eingeladenen waren meist erreichbar und wirkten gut mit. Dies bestatig-
ten auch die Jobcenter. Zwar reagierten die Gefllichteten in 10 der gepriiften 161 Falle nicht
auf die schriftliche Einladung zu Beratungsgesprachen. In 8 der 10 Félle hatten wir dies auf in
deutscher Sprache verfasste Einladungen, die die Eingeladenen u.U. noch nicht verstanden,
zurlickgefiihrt.

Fehlende Erstberatung

Die IFK hatten zum Prifungszeitpunkt bei 43 der gepriften 161 Falle (27 %) noch kein Erst-
beratungsgesprach durchgefiihrt. 7 der 43 ELB waren Einladungen nicht gefolgt. Bei drei der
sieben Falle war der Leistungsbezug bereits wieder beendet. Bei den verbliebenen 36 Fallen
waren keine Griinde erkennbar, weshalb IFK von Beratungen oder Einladungen absahen. Die
Geflichteten erhielten in diesen Fallen seit durchschnittlich 130 Tagen bzw. gut vier Mona-
ten SGB lI-Leistungen. In den Ubrigen 118 Fallen (73 %) vergingen zwischen den erstmals be-
willigten SGB ll-Leistungen (i. d. R. Juni 2022) und dem Erstgesprach im Schnitt knapp zwei
Monate (54 Tage).

Beratungen ohne Handlungsperspektive

Die IFK erfassten bei 155 der 161 Falle (96 %) Integrationshemmnisse. Als Integrations-
hemmnis stellten sich vielfach die fehlenden Kenntnisse der deutschen Sprache sowie eine
fehlende Kinderbetreuung heraus. SchwerpunktmaBig berieten die Jobcenter und IFK zu not-
wendigen Deutschkenntnissen. Bei 31 der 155 Falle (20 %) dokumentierten und thematisier-
ten sie in den Gesprachen mit den Gefliichteten aber nicht, wie sie den Hemmnissen begeg-
neten oder begegnen wollen. Eine Handlungsstrategie fehlte in diesen Fallen. Eine
konsequente Integrationsbegleitung war bisher nicht Gegenstand der Fachaufsicht der Job-
center.
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»Scheinberatungen”

Bei 51 der 161 gepriiften Datensatze (32 %) erfassten IFK Beratungsvermerke mit einem be-
stimmten Beratungsdatum, obwohl tatsachlich keine personliche oder telefonische Beratung
stattgefunden hatte oder Beratungen erst zu einem spateren Zeitpunkt stattfanden. In die-
sen Fallen hatten die Jobcenter den Beratungsvermerk teils Wochen vordatiert. In den Fal-
len, in denen tatsachlich keine Beratungen stattgefunden hatten, hatten die Jobcenter
Posteingdnge oder Bearbeitungen anderer Art ,,nach Aktenlage” als Beratungsvermerk ge-
speichert.

Dieses Vorgehen war nur bei den gk erkennbar, der GroRteil beim Jobcenter B. Das Jobcen-
ter teilte uns zu Beratungsvermerken ohne Beratung mit, sich bei Personen mit der Prioritat
»Spracherwerb” fir dieses ,(...) schematische Vorgehen (...) strategisch entschieden {(...)“ zu
haben, um den Zugang der vielen Gefllichteten in das SGB Il bestmoglich zu bewaltigen.
Hierzu hatten die IFK sogenannte Beratungsvermerke zur Standortbestimmung (Handlungs-
feld Sprachkenntnisse, Qualifikation Sprachkursbedarf) erfasst, bei denen technisch der ,,Be-
ratungsvermerk” vorbelegt sei. Alle gk wollten dies kiinftig fachaufsichtlich nachhalten. Kor-
rekturen seien hingegen nicht moglich.

Wirdigung

Wir haben anerkannt, dass die Jobcenter mit viel Eigeninitiative und aktiver Beratungs- und
Integrationsarbeit zligig daflir gesorgt haben, die Gefllichteten in ihrer Muttersprache einzu-
laden. Dies hatte — neben den vielen Gruppeninformationsveranstaltungen mit Dolmet-
schern — dazu beigetragen, schneller mehr Informationen tber die Personen, ihre Leistungs-
anspriiche sowie ihre Integrationshemmnisse- und -moglichkeiten austauschen zu kénnen.
So konnten die Jobcenter zudem Meldeversdaumnissen aufgrund von sprachlichen Barrieren
begegnen. Wir haben mehrsprachige Einladungen auch fiir andere Personengruppen ohne
Deutschkenntnisse als zweckmaRig angesehen. Wir haben zugleich betont, dass die Jobcen-
ter dabei das Ziel einer schnellstmdéglichen Verstandigung in deutscher Sprache im Blick be-
halten und mehrsprachige Einladungen moglichst nur voriibergehend einsetzen sollten, bis
die jeweilige Person hinreichende Sprachkenntnisse zur alltaglichen Verstandigung erlangt
hat.

Wir haben ebenfalls anerkannt, dass die Jobcenter sehr viele aus der Ukraine Gefliichtete zi-
gig mit SGB ll-Leistungen zu versorgen und zu beraten hatten. Die Gefllichteten haben zu Be-
ginn des Leistungsbezugs jedoch einen hohen Beratungsbedarf. Jobcenter haben wiederum
den gesetzlichen Auftrag, Beratungen und erforderliche Eingliederungsleistungen unverziig-
lich zu erbringen (§ 3 Absatz 2 i. V. m. §§ 14 ff. SGB Il). Insofern ist uns die Zahl der mehrere
Monate im Bezug stehenden, aber noch nicht beratenen Gefliichteten mit mehr als einem
Viertel zu hoch erschienen. Wir haben es daher fir erforderlich gehalten, dass die IFK aus-
stehende Erstberatungen unverziiglich nachholen und lberdies Integrationshemmnissen
handlungsorientiert und konstruktiv begegnen, d. h. auch mit den Gefliichteten konkrete
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Handlungsmoglichkeiten und -empfehlungen thematisieren sollten. Anderenfalls kann der
Integrationsprozess ins Stocken geraten.

Ein Beratungsvermerk ohne tatsachlichen Kontakt gibt ein falsches Bild dariiber, ob und wie
sich Jobcenter um ELB kiimmern. Denn die Beratungssoftware der gk (VerBIS) weist in sol-
chen Fallen tatsachlich nicht Beratene als Beratene aus. Derartige Beratungsvermerke sugge-
rierten eine Betreuung, ohne dass diese stattgefunden hatte. Da die Jobcenter die Terminie-
rung kiinftiger Beratungen an den letzten Beratungskontakten orientieren, findet die
nachste Beratung und Férderung ggf. erst zu einem sehr viel spateren Zeitpunkt statt als not-
wendig. Bei einem langen Zeitraum ohne Kontakt drohen Betreuungsbriiche, die den Integ-
rationsprozess der betroffenen ELB behindern und ihren Leistungsbezug unnotig verlangern
konnen. Dies gilt insbesondere bei Personen, die fremd in Deutschland sind. Wir haben es
daher als selbstverstandlich angesehen, dass Beratungsvermerke nur dann in den IT-Verfah-
ren durch die IFK zu hinterlegen sind, wenn diesen eine personliche, telefonische oder Vi-
deo-Beratung vorausging. Wir haben das Bundesministerium und die Bundesagentur daher
aufgefordert, den bei den gE auffalligen Scheinberatungen (knapp ein Drittel der gepriiften
Falle) nachzugehen und sicherzustellen, dass die Jobcenter diese kiinftig unterlassen.

3.4 Bisher nur vereinzelte Beratungen zur Anerkennung
auslandischer Berufsabschliisse

Ausgangslage

Auslandische akademische und berufliche Abschliisse konnen in Deutschland als gleichwer-
tig anerkannt werden.>! Je nach Bundesland und Beruf sind unterschiedliche Stellen fiir die
Uberpriifung der Gleichwertigkeit zustindig.>? Die Anerkennung von im Ausland erworbenen
Berufsabschliissen ist fir reglementierte Berufe (z. B. Arztin, Apothekerin) erforderlich. Fiir
nicht reglementierte Berufe bedarf es keiner Anerkennung. Die Reglementierung ergibt sich
aus den fir den jeweiligen Beruf einschlagigen bundes- und landesrechtlichen Rechtsgrund-
lagen (z. B. Deutsches Richtergesetz oder Apothekenbetriebsordnung). Derzeit sind in
Deutschland 427 Berufe reglementiert.”® Die Gberwiegende Anzahl der derzeit in Deutsch-
land knapp 19 000 klassifizierten>* Berufe ist somit nicht reglementiert.

Die Bundesagentur hat fiir die gE eine Weisung zur Beratung bei auslandischen Berufsab-
schlissen erlassen. Danach missen die gE sicherstellen, dass die IFK die Weisung, darin

51 Nach verschiedenen bundes- und landesrechtlichen Rechtsvorschriften. Vgl. fiir bundesrechtlich geregelte

Berufe: Gesetz Uber die Feststellung der Gleichwertigkeit von Berufsqualifikationen (BQFG).

Vgl. Informationsportal der Bundesregierung: www.anerkennung-in-deutschland.de

5 https://web.arbeitsagentur.de/berufenet/ergebnisseite/reglementierte-berufe?berufecluster=reglemen-
tiert. Stand: Mai 2024. Zum Prifungszeitpunkt waren es 287 Berufe.

5 Die sogenannte Klassifizierung der Berufe — KIdB — der Bundesagentur (Letztstand: Jahr 2020 in der tberar-
beiteten Fassung der sogenannten ,KIdB 2010“) enthalt derzeit rund 18 800 Berufe in Deutschland.
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enthaltene Fachinformationen und Arbeitshilfen (wie die derzeit reglementierten Berufe so-
wie die Leitfaden zur Anerkennungsberatung und Anerkennung von Berufsabschlissen, Be-
rufsschaubilder, Méglichkeiten und Regelungen zu Anpassungsqualifizierungen) kennen und
anwenden.>> AuRerdem hat sie in der Fachlichen Weisung fiir die gE zur Beratung und Be-
treuung gefliichteter Menschen aus der Ukraine von Juni 2022 zur Anerkennungsberatung
ausgefuhrt: ,grundsatzliches Ziel ist die Integration in qualifikations- und beschaftigungsada-
guate Beschaftigung (...). Gefliichtete aus der Ukraine sollen dahingehend beraten werden,
ihr Qualifikationsniveau auszuschépfen, z. B. durch eine (Teil-) Anerkennung {...).“>®

Wir wussten weder zum Prifungszeitpunkt noch danach, ob auch die Lander und zkT dhnli-
che Informationsangebote haben oder unterbreiten. Der einbezogene zkT hatte in seiner auf
die aus der Ukraine gefliichteten ELB ausgerichteten , Beratungsstrategie UKR” geregelt, wel-
che Trager und Beratungseinrichtungen die IFK zu Fragen der Anerkennung beruflicher oder
schulischer Abschliisse kontaktieren kénnen.

Im Jahr 2017 haben wir bei unserer Priifung der ,Integrationsarbeit der Jobcenter mit Ge-
flichteten nach Abschluss des Integrationskurses oder bei Schwangerschaft oder Erziehung
von Kindern unter drei Jahren“>’ Defizite bei der Beratung zur Anerkennung auslandischer
Bildungsabschlisse festgestellt. Damals war bei 44 % der einbezogenen Fille keine entspre-
chende Beratung erkennbar. Die Interne Revision der Bundesagentur sah im Jahr 20218
ebenfalls erheblichen Optimierungsbedarf.

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes wurden im Jahr 2020 1 551 Anerkennungsver-
fahren von in der Ukraine erworbenen Berufsabschliissen abgeschlossen, 1 452 Antrage

(94 %) wurden positiv beschieden. Im Folgejahr 2021 wurden 1 431 der 1 500 Verfahren

(95 %) positiv beschieden. Im Jahr 2022 waren 1 662 Antrage (+ 11 %) anhangig. 1 323 wur-
den beschieden, davon 1 263 (95 %) positiv.>®

Wir haben gepriift, ob die Geflichteten Berufsabschliisse haben und die IFK zu Fragen der
erforderlichen und nicht erforderlichen Anerkennung der Abschlisse berieten.
Feststellungen

Die einbezogenen Jobcenter wiesen uns auf die guten Qualifikationsniveaus der Gefliichte-
ten hin. Dies deckte sich auch mit unseren Priifungserkenntnissen:

55 Bundesagentur, Weisung 201705011 vom 22. Mai 2017: ,,Anerkennung auslandischer Berufsabschliisse,

Auswirkungen auf die berufliche Beratung”.

N&here Informationen zu den Anerkennungsverfahren beschreibt die Bundesagentur in Nummer 6.1.1 der

Fachlichen Weisung (allgemeine Regelungen, Links, Netzwerkpartner).

AbschlieRende Prifungsmitteilung an das Bundesministerium vom 18. Dezember 2018

(Gz. VI 3-2017 - 1002).

8 Revisionsbericht (SGB 1) von November 2021.

59 Statistisches Bundesamt, ,,Statistischer Bericht — Anerkennung auslidndischer Berufsqualifikationen — 2022
(30. August 2023).
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Bei 120 der 161 gepriften Falle (75 %) waren Ausbildungs- und Studienzeiten sowie Berufs-
abschlisse erfasst. Anhand der IT-Eintragungen war jedoch nur selten erkennbar, ob die
Berufsabschliisse anerkannt, teilweise anerkannt, reglementiert oder nicht reglementiert
waren. Ob eine Anerkennung der Berufsqualifikation erforderlich ist oder nicht und wie die
ggf. erforderliche Anerkennung organisiert werden konnte, dokumentierten die IFK in Einzel-
fallen (8 der 120 Personen, 7 %)®. Auch anhand der erfassten Handlungsstrategien waren
keine weiteren Falle erkennbar, bei denen die IFK noch planten, zu Anerkennungsfragen zu
beraten. Die vier Jobcenter teilten liberdies mit, dass die Anerkennungsberatung bisher bei
den IFK und fachaufsichtlich nicht im Fokus stand.

Wirdigung

Teil der Integrationsarbeit der Jobcenter ist auch die Beratung zur erforderlichen oder nicht
erforderlichen Anerkennung auslandischer Bildungsabschliisse. Zwar hatte sich die Informa-
tionslage zu Fragen beruflicher Anerkennungsbedarfe im Vergleich zu unserer Prifung der
Integrationsarbeit der Jobcenter mit Geflliichteten (Jahr 2017) verbessert: Die Bundesagen-
tur hatte im Jahr 2017 fir die gE entsprechende Fachliche Weisungen zur Anerkennungsbe-
ratung erlassen. Die dokumentierte Beratungsarbeit der Jobcenter hatte sich seit unserer
Prifung im Jahr 2017 (Beratungsquote: 44 %) jedoch nicht intensiviert, sondern verschlech-
tert (Beratungsquote: 7 %). Dokumentierte Handlungsstrategien, zu einer Anerkennung von
Abschlissen noch zu beraten, fehlten sogar ganz.

Informationen zu einer erforderlichen oder nicht erforderlichen Anerkennung haben wir als
wesentlich fiir eine ziigige Integration angesehen. Aufgrund der wenigen Beratungsgespra-
che und der fehlenden weiterfiihrenden Uberlegungen der IFK war nicht davon auszugehen,
dass die Anerkennungsberatungen im Fokus standen und stehen werden. Dies haben wir je-
doch als nétig angesehen. Zum einen waren die Gefllichteten neu im Land und hatten mog-
lichst friihzeitig erfahren sollen, ob sie in ihren erlernten Berufen arbeiten diirfen oder nicht.
Mit dem Zustrom der mehr als 1 Mio. Gefliichteten aus der Ukraine im Jahr 2022 wird zum
anderen der Anerkennungsbedarf und das Antragsvolumen auf Anerkennung der Berufsab-
schliisse deutlich zugenommen haben. Uberdies zeigten Daten des statistischen Bundesam-
tes aus den Jahren 2020 und 2021, dass Ukrainerinnen und Ukrainer hohe Chancen auf An-
erkennung ihrer Berufsabschlisse haben.

Wir haben dabei nicht verkannt, dass viele Gefliichtete noch nicht iber ausreichende
Deutschkenntnisse verfligten und daher die Anerkennungsberatung anfangs erschwert war.
Dies hatte die Jobcenter jedoch nicht davon abhalten sollen, Anerkennungsberatungen deut-
lich zu intensivieren. Wir haben begriiRt, dass die Bundesregierung im Internet®! zu Anerken-
nungsfragen in ukrainischer Sprache informierte. Wir haben es als erforderlich angesehen,
dass IFK hierauf hinweisen. Dies sollte auch die von der Bundesagentur im Internet verof-
fentlichte Liste der derzeit 287 reglementierten Berufe (aktualisierter Stand: Januar 2024)

60 Beij den drei gE: ein Fall, beim zkT: sieben Fille.
61 www.anerkennung-in-deutschland.de.
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umfassen. Die IFK sollten zudem den an aus der Ukraine Gefllichtete gerichteten Leitfaden
der Bundesagentur zur Anerkennung von Berufsabschliissen aushandigen und den Leitfaden
der Bundesagentur fiir die IFK zur Anerkennungsberatung nutzen. Uberdies haben wir den
Jobcentern empfohlen, die Steigerung der Anzahl der Beratungen fachaufsichtlich eng nach-
zuhalten.

Dem Bundesministerium und der Bundesagentur haben wir empfohlen, bei den Jobcentern
dafiir zu werben, zu Anerkennungs- und Nichtanerkennungsbedarfen zu beraten und dies zu
dokumentieren. Da wir nicht wussten, ob die Lander und zkT dhnliche Informationsangebote
wie die gE haben, haben wir dem Bundesministerium empfohlen, auch bei den Landern fir
gleichwertige Informationsmoglichkeiten zu werben.

3.5 Stellungnahmen

Das Bundesministerium hat sich zusammenhéangend zu den Textziffern 3.1 bis 3.4 gedullert.
Hinsichtlich der verbesserungsbediirftigen Dokumentationsarbeit (Textziffern 3.1 und 3.2)
und Beratung der Jobcenter (Textziffern 3.3 und 3.4) hat es ebenso wie die Bundesagentur
auf den am 18. Oktober 2023 in der Bundespressekonferenz vorgestellten Aktionsplan des
Bundesministeriums und der Bundesagentur (sogenannter Jobturbo) hingewiesen. Danach
solle u. a. die Beratungsdichte nach Integrationskursen fiir einen zielgerichteten®? Integrati-
onsprozess erhoht, Qualifikationen nacherfasst sowie MaBnahmen zur Anerkennung von
Qualifikationen und Anpassungsqualifikationen vereinbart werden. Dies beinhalte auch, bis-
her nicht erfasste Sprachkenntnisse nachzuerfassen und Datenliicken fir eine zielgerichtete
Arbeitsmarktintegration zu schlieRen. Bisherige Vermittlungsansatze konnten damit bedarfs-
orientierter ausgerichtet, eine arbeitsmarktnahe Beratung erméglicht und Vermittlungshin-
dernisse effektiver aufgehoben werden. Das Bundesministerium werde den Jobturbo eng
begleiten. Dieser ziele auf substanzielle Verbesserungen bei den vom Bundesrechnungshof
getroffenen Feststellungen ab.

Das Bundesministerium hat zudem die umfassende Aktualisierung der Fachlichen Weisungen
der Bundesagentur im Kontext Gefllichteter zur Sprachférderung und Arbeitsmarktintegra-
tion angekiindigt.%?

Zu Textziffer 3.1: Die Bundesagentur hat im Weiteren folgende MalRnahmen angekiindigt:

e Aktualisierung der Fachlichen Weisungen zur Arbeitsmarktintegration mit Hinweisen und
Empfehlungen zur Sicherstellung einer ausreichenden Datenqualitat (insbesondere zu
Schul- und Bildungsabschliissen).

e Suchlaufe der gE zu lickenhaften Lebenslaufen (VerBIS).

62 Ziele: ab Sprachniveau A2 in Arbeit vermitteln, Unterstiitzung eines zielgerichteten Integrationsprozesses.
8 Es hat die Fachlichen Weisungen nicht ndher benannt.
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e Einflihrung einer Moglichkeit fir die gE, im opDs nach fehlenden Schul- und Berufsausbil-
dungen suchen zu kénnen.

e Entwicklung eines Fragenkatalogs zur Fachaufsicht Gber die Datenqualitat, u. a. zu Le-
benslaufdaten.

Das Landesministerium hat darauf hingewiesen, dass es enorm aufwandig und oft sogar un-
moglich sei, lickenlose Ausbildungsnachweise von den ELB zu erhalten. Dennoch sei ein um-
fassendes Bild vom beruflichen Werdegang und dessen Dokumentation erforderlich fiir eine
berufliche Integration.

Zu Textziffer 3.2: Die Bundesagentur halte die umfassende Erhebung und Dokumentation
der fur den weiteren Integrationsprozess nutzbaren Deutsch- und Fremdsprachenkenntnisse
fir zwingend. Seien keine Sprachkenntnisse vorhanden, kdnnten die Jobcenter dies in VerBIS
nicht abbilden. Die Bundesagentur wolle den Dokumentationsliicken mit FachaufsichtsmaR-
nahmen entgegensteuern. Die Fachaufsicht solle kiinftig auch die Sprachdokumentation und
Prozesse um die Teilnahme an Integrationskursen umfassen. Dies habe die Bundesagentur
bereits in Steuerungsformaten thematisiert.

Hinsichtlich der Zugangs- und Wartezeiten bei Integrationskursen stehe die Bundesagentur
im Austausch mit dem BAMF. Die nur anfénglich niedrigen Wartezeiten seien auf noch kurze
Aufenthaltsdauern zuriickzufiihren. Regionaldirektionen und gE hatten langere Wartezeiten
in sehr landlichen Regionen zurlickgemeldet. Hinderlich fiir einen schnellen Eintritt in Integ-
rationskurse seien dort neben nicht ausreichend vorhandenen Teilnahmepldtzen vor allem
auch die nicht ausreichenden Kinderbetreuungsmaoglichkeiten sowie fehlender o6ffentlicher
Nahverkehr. Die Verantwortung fir die beiden letztgenannten Griinde ldge jedoch bei den
Landern und Kommunen. Der Mangel an Kinderbetreuungsplatzen sei bereits vor dem An-
griffskrieg und auch in anderen als landlichen Regionen ein grofRes Hindernis bei der Integra-
tion in Arbeit — vor allem bei Frauen — gewesen. Die Dienststellen der Bundesagentur seien
gehalten, sich bei entsprechendem Bedarf mit ihren kommunalen Partnern abzustimmen.
Die Bundesagentur habe entsprechende Hinweise, wie auch den vom Bundesrechnungshof
vorgeschlagenen Hinweis auf den ,,Bildungsserver”, in ihre Fachlichen Hinweise aufgenom-
men und wolle weitere Hinweise erganzen.

Sie habe keine eigenen Erkenntnisse zu Wartezeiten auf freie Integrationskursplatze. Kurs-
trager hatten laut Angabe des BAMF fiir Januar bis Marz 2024 (iber 90 000 freie Integrations-
platze gemeldet.

Hinsichtlich des BAMF-Navigators (Ubersicht tiber freie Kursplitze) hat die Bundesagentur
auf entsprechende Hinweise in den lberarbeiteten Fachlichen Weisungen zur Deutschférde-
rung fir die gE hingewiesen. Riickmeldungen aus der Praxis hatten gezeigt, dass die Daten
im BAMF-Navigator nicht immer korrekt und Nachfragen beim Kurstrager notwendig seien.
Die IFK seien mit gednderten Fachlichen Hinweisen angewiesen worden, den ELB Listen mit
Integrationskurstragern auszuhandigen, die innerhalb von sechs Wochen freie Kursplatze an-
bieten konnen. Komme kein wohnortnaher Kurseintritt in der Zeit zustande, sollen IFK auch
im weiteren Umfeld suchen. Komme dennoch kein Kurseintritt zustande, sei das BAMF fir
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die weitere Unterbringung bei anderen Kurstragern zustandig. Hinsichtlich der Auslastung
der Integrationskursplatze hat die Bundesagentur zudem darauf verwiesen, dass eine Teil-
nehmendenzahl von 20 Personen®* auch bei einem héheren Bedarf grundsatzlich nicht tiber-
schritten werden diirfe. Die Auslastungsgrade von Integrationskursen seien mittlerweile ge-
stiegen (Jahr 2023: 18,3 von 20,8 Platzen (88%)).

Online-Integrationskurse lagen in der Zustandigkeit des BAMF. Die Bundesagentur hat diese
flir sinnvoll gehalten, um raumliche Distanzen zu Gberbriicken und die Kursteilnahme z.B.
von Menschen mit Betreuungspflichten zu vereinfachen. Nach Einschatzung der Bundes-
agentur sei die notwendige Storungsfreiheit flir einen optimalen Lernerfolg fur Eltern mit be-
treuungsbediirftigen Kindern ohne Betreuungsplatz jedoch auch bei Online-Angeboten nicht
durchgangig gewahrleistet.

Die Bundesagentur plane, eine Fachliche Weisung zur Arbeitsmarktintegration von Gefliich-
teten herauszugeben.®

Das Landesministerium halte die Dokumentation der Sprachkenntnisse fiir besonders not-
wendig, hat aber offengelassen, ob und welche MaBnahmen es hierzu ergreifen will.

Zu Textziffer 3.3: Die Bundesagentur hat ausgefiihrt, dass auch der Bericht ihrer Internen
Revision aus Juli 2023 zur , Teilnahme an Integrationskursen” gezeigt habe, dass die Prozess-
gualitat noch nicht zufriedenstellend sei. Sie habe daher die Fachliche Weisung zur Erfassung
von Handlungsstrategien®® im Juni 2023 angepasst. Sie hat auch auf deutlich verbesserte
Quoten bei fehlenden Erstberatungen (Juni 2022: 53 %, September 2023: 3,5 %) hingewie-
sen. Dennoch sollen die fiir die erste Jahreshélfte 2024 vorgesehenen verstarkten Integrati-
onsbemihungen (u.a. erhéhte Beratungsaktivitdt) im Zuge des Jobturbos die Quote der Erst-
beratungen weiter verbessern.

Sie halte sowohl mehr- als auch deutschsprachige Einladungen, Informationsmaterialien und
Beratungen je nach Einzelfall fir zweckmaRig.

Beratungsvermerke seien nur dann zu erfassen, wenn zwischen IFK und ELB ein personlicher
(auch telefonischer bzw. Video-) Kontakt stattgefunden habe und es sich um einen ,qualifi-
zierten“®’ Beratungskontakt handele. ,Scheinberatungen” bzw. Beratungsvermerke ohne
jeglichen Kontakt zur betroffenen Person wiirden nicht den Anforderungen der Bundesagen-
tur entsprechen. Auch die Ausnahmesituation rechtfertige nicht das dargestellte

64§ 14 Absatz 2 Satze 1 und 2 Integrationskursverordnung (IntV): ,,Die Zahl der Kursteilnehmer in einer Kurs-
gruppe soll 20 Personen nicht Gberschreiten. Maximal diirfen 25 Personen an einem Kurs teilnehmen.”

5 Dies hat die Bundesagentur im Anschluss an ihre Stellungnahme auch umgesetzt: Fachliche Weisung
202401004 vom 5. Januar 2024 ,Beratung, Vermittlung und Forderung gefliichteter Menschen mit Arbeits-
marktzugang” fur die gE und Agenturen fiir Arbeit.

66 Weisung zur ,,Anpassung des Integrationskonzeptes der BA (4-Phasen-Modell“).

67 Unter Verweis auf die VerBIS-Praxishilfe ,Vermerk erstellen” fiihrt die Bundesagentur im Weiteren aus:
»,Qualifizierte Kontakte analysieren den Standort des Bewerbers, strukturieren den Integrationsprozess und
geben wesentliche Impulse fir den weiteren Verlauf dieses Prozesses.”
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»,Sschematische Vorgehen” der gE. Die Bundesagentur hat dazu folgende MaRnahmen ergrif-
fen oder geplant, um dem zu begegnen:

e Information zu Dokumentationsanforderungen in Filhrungsdialogen,

e Gesprach der Zentrale der Bundesagentur mit der fiir das besonders betroffene
Jobcenter B zustandigen Regionaldirektion zu Dokumentationspflichten bei Beratungsver-
merken,

e Hinweise an alle gk zu Voraussetzungen zur Erstellung von Beratungsvermerken.

Zudem wolle die Bundesagentur die Prifungsfeststellungen des Bundesrechnungshofes und
Empfehlungen der Internen Revision in Uberarbeiteten Fachlichen Weisungen bericksichti-
gen.

Das Landesministerium hat sich nicht zu Textziffer 3.3 geduRert.

Zu Textziffer 3.4: Die Bundesagentur habe den Mitarbeitenden tber das Intranet viele zu-
satzliche Hilfsmittel zur Anerkennungsberatung zur Verfligung gestellt (z. B. Leitfaden). Zu
Beginn des Jahres 2023 habe die Zentrale der Bundesagentur erganzend 11 Online-Schulun-
gen zum Thema Anerkennung fir kiinftige Multiplikatoren (im Schnitt je 120 IFK der gE und
Agenturen fiir Arbeit) durchgefiihrt. Auerdem habe die Bundesagentur ein Selbstlerntool
zur Anerkennungsberatung fiir IFK zur Verfligung gestellt. Die IFK erlernen dabei auch, wie
sie ELB an das seit dem Jahr 2011 bestehende ESF-Forderprogramm ,Integration durch Qua-
lifizierung” (IQ) und damit an externe, bundesweite Beratungsstellen zur Anerkennung aus-
landischer Abschliisse verweisen kénnen. Seit Beginn des Jahres 2024 vertiefe die Bundes-
agentur die Zusammenarbeit mit IQ-Trdgern, z. B. in Form von gemeinsamen Beratungsstel-
len, Beratung der IQ-Trager in Dienstraumen der Bundesagentur oder durch Personalgestel-
lungen.

Die Bundesagentur hat zudem auf weitere ergriffene und kommende MaRnahmen verwie-
sen:

e Erlass einer Fachlichen Weisung®® zur Arbeitsmarktintegration Gefliichteter mit Hinwei-
sen auf die notwendige, schnelle Verweisberatung an IQ-Trager zur Anerkennung auslan-
discher Berufs- und Bildungsabschliisse,

e geplante Anpassung der Weisungen zur Anerkennungsberatung Ende des Jahres 2024,

e monatliche Jour Fixe der Zentrale mit den Migrationsbeauftragten der Regionaldirektio-
nen mit dem Fokus auf IQ-Zusammenarbeit und Schulungen zur Anerkennungsberatung,

e Steigerung der Anerkennungsberatungen mit Nachhaltung in fachaufsichtlichen Priifun-
gen und Sensibilisierung der Jobcenter durch regelmaRige Thematisierung in Steuerungs-
formaten.

Das Landesministerium hat sich nicht zu Textziffer 3.4 gedulRert.

68 Bundesagentur, Fachliche Weisungen 202401004 vom 5. Januar 2024 zur Umsetzung der Beratung, Ver-
mittlung und Forderung gefliichteter Menschen mit Arbeitsmarktzugang.
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3.6 AbschlieRende Bewertung

Wir begriilen, dass das Bundesministerium und die Bundesagentur unsere Hinweise und
Empfehlungen beim Jobturbo und mit weiteren MaRnahmen aufgegriffen haben. Die ge-
troffenen und noch geplanten MaRnahmen erscheinen geeignet, zu Fortschritten bei der In-
tegrationsarbeit mit aus der Ukraine gefllichteten ELB zu fliihren und ihre Perspektiven auf
berufliche und gesellschaftliche Integration zu erhéhen. Wir werden dies weiter beobachten.

Wir erwarten zugleich, dass die sensibilisierten Jobcenter vorhandene Datenliicken schlie-
Ren. Wir gehen davon aus, dass die Jobcenter fortan die vorhandenen Platzkapazitdten im
Bereich der Integrationskurse (zuletzt mehr als 90 000) und Kinderbetreuung kennen und
dazu konsequenter und zielgerichteter als bisher beraten. Dies kann, wie von uns angeregt
und von der Bundesagentur bestatigt, zundachst auch mehrsprachig erfolgen (Einladung und
Gesprach). Die am 5. Januar 2024 von der Bundesagentur erlassene Weisung fir die gE zur
Umsetzung der Deutschforderung im SGB Il kann dabei zu einer beschleunigten Sprachférde-
rung der Gefliichteten beitragen. Darin hat die Bundesagentur die gE u. a. angewiesen, die
verbindliche Kursanmeldung und den Kurseintritt der ELB konsequent nachzuhalten und
weitere Kursbedarfe den Regionaldirektionen der Bundesagentur zu melden. Fehlende oder
verzogerte sprachliche Forderung und Integration erhoht fiir die zu férdernden ELB anderen-
falls das Risiko, dauerhaft arbeitslos zu bleiben und lang SGB Il-Leistungen beziehen zu mis-
sen. Dies gilt es zu verhindern.

Wir teilen die Auffassung des Landesministeriums, dass ein umfassendes Bild vom berufli-
chen Werdegang und dessen Dokumentation ebenso erforderlich fiir eine berufliche Integra-
tion ist (Tz. 3.1) wie die Férderung und Dokumentation von Sprachkenntnissen (Tz. 3.2). Wir
erwarten, dass es sich zur vollstandigen Dokumentation bei den beaufsichtigten zkT einen
Uberblick verschafft, erforderlichenfalls Impulse setzt und steuernd einwirkt. Auch fiir die
bisher unzureichenden Beratungsleistungen (Tz. 3.3) und den nur vereinzelten Anerken-
nungsberatungen (Tz. 3.4), zu denen sich das Landesministerium jeweils nicht gedullert hat,
erwarten wir den Zusagen der Bundesagentur entsprechende oder vergleichbare Abhilfe-
malknahmen. Mit diesen Hinweisen schlieBen wir die Textziffer ab.

Romers Rammoser

Beglaubigt: Renate Engelmann, Al‘n
Wegen elektronischer Bearbeitung ohne Unterschrift und Dienstsiegelabdruck.

36



	0 Zusammenfassung
	1 Ausgangslage
	1.1 Zugang der Geflüchteten in das SGB II
	1.2 Inhalt und Ablauf der Prüfung
	1.3 Organisatorische Maßnahmen der Jobcenter

	2 Prüfung der Leistungsgewährung (Zugangsvoraussetzungen)
	2.1 Intransparenter Rechtskreiswechsel: Doppelzahlungen nicht ausgeschlossen
	2.2 Für SGB II-Leistungen notwendige Aufenthaltstitel nicht dokumentiert
	2.3 Für SGB II-Leistungen unzulässige Aufenthaltstitel erfasst
	2.4 Würdigung
	2.5 Stellungnahmen
	2.6 Abschließende Bewertung

	3 Prüfung der Integrationsarbeit
	3.1 Lebenslauf: teilweise noch große Dokumentationslücken
	3.2 Defizite bei der Sprachdokumentation, weiterhin hoher Bedarf an Sprachförderungen und Kinderbetreuung
	3.3 Unzureichende Beratungsleistungen
	3.4 Bisher nur vereinzelte Beratungen zur Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse
	3.5 Stellungnahmen
	3.6 Abschließende Bewertung


